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Vorwort zur Onlineausgabe der Broschüre „Von Asbach bis Lemke“ 

Der 8. Mai 1945, der Tag der Befreiung, lag 30 Jahre zurück, aber eine Aufarbeitung  
der Nazizeit hatte es nicht gegeben. Die Entnazifizierung war eine Farce gewesen:  
Hohe Funktionäre der NSDAP, die nachweislich eine Blutspur hinter sich ließen,  
waren als „Mitläufer“ eingestuft worden oder hatten sich über die „Rattenlinie“ abgesetzt.  
Die Regierung hatte mit dem Slogan „Nach vorne blicken“ einen kritischen Rückblick 
erfolgreich verhindert und die große Mehrheit der Bevölkerung, die mit der Bewältigung  
des eigenen Kriegsleides, dem sinnlosen Tod der Ehemänner oder Söhne, der Zerstörung 
und Vertreibung sowie mit dem Wiederaufbau beschäftigt war, wollte nicht mehr erinnert 
werden an die Verbrechen, die begangen worden waren.  

Lehren aus der Vergangenheit wurden ganz bewusst nicht gezogen. 

„Das dürfen wir nicht zulassen“ sagte Fritz Bringmann, Landesgeschäftsführer der VVN,  
der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – Bund der Antifaschisten, in Schleswig-
Holstein. 11 Jahre war er wegen seines Widerstands gegen die Nazis in Haft gewesen, 
davon 8 Jahre in den Konzentrationslagern Sachsenhausen und Neuengamme. Er hatte 
unfassbare Verbrechen mit eigenen Augen gesehen und sich geschworen, für die 
Bestrafung der Schuldigen zu kämpfen und dafür, so etwas nie wieder zuzulassen.  

Er und mein Mann, Günther Wilke, setzten sich zusammen, um eine Dokumentation  
zu erarbeiten, die kurz und knapp, aber aussagekräftig sein sollte, um aufzuklären  
und der Gefahr der Wiederholung entgegenzutreten. 

So entstand diese 1976 veröffentlichte Broschüre. Weit über 100 belastete Nazifunktionäre 
wurden namentlich genannt und eingeordnet. Was wird jetzt die Folge sein, fragten sich 
beide Männer. Wer wird protestieren, wer wird uns verklagen? Ist wirklich alles so 
„wasserdicht“, dass nichts passieren kann? Sie wussten, jede Ungenauigkeit konnte ihnen 
zum Verhängnis werden, jeder Fehler sich rächen. Sie prüften noch einmal akribisch alle 
Fakten, gingen noch einmal alle Quellen durch. Und dann warteten, warteten, warteten sie. 
Zeitungen und Rundfunk berichteten, alle waren empört oder entsetzt, alle fragten:  
Was kommt jetzt? Es kam – nichts! Keine Anschuldigung als „Lügen“, keine Anklagen.  
Nur ein Einwand einer der in der Broschüre genannten Personen zwei Monate nach  
der Veröffentlichung. 

Diese Dokumentation entspricht der Wahrheit. 

Möge sie dazu beitragen, faschistische und rassistische Taten wie Meinungen heute  
zu erkennen und zu verfolgen. 

 

Marianne Wilke 

Ehrenvorsitzende der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – 
Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten Schleswig-Holstein 

Wedel, Juni 2023 
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Dieter Schlichting 

Ungefähr 40 Jahre nachdem „Von Asbach bis Lemke“1 veröffentlicht worden war, gab der Schleswig-
Holsteinische Landtag 2013 und 2018 die Studien „Geschichtswissenschaftliche Aufarbeitung der 
personellen und strukturellen Kontinuität nach 1945 in der schleswig-holsteinischen Legislative  
und Exekutive“2 bzw. „Folgestudie: Geschichtswissenschaftliche Aufarbeitung der personellen  
und strukturellen Kontinuität nach 1945 in der schleswig-holsteinischen Legislative und Exekutive“3 
in Auftrag (im Weiteren kurz „Landtagsstudie I“ bzw. „Landtagsstudie II“). Damit begann eine 
Jahrzehnte geforderte über Einzelfälle oder Teilaspekte hinausgehende geschichtswissenschaftliche 
Untersuchung der Weiter- bzw. Wiederbeschäftigung vormaligen NS-Personals im Staatsdienst 
Schleswig-Holsteins. Wissenschaftliche Forschung hierzu hatte es bis in die 1990er-Jahre nahezu  
nicht gegeben.4  

Zur Vorgeschichte der Landtagsstudien gehört die gesellschaftliche Auseinandersetzung um 
Wiedergutmachung, Entnazifizierung und Renazifizierung der Gesellschaft, um die Verfolgung  
von NS-Verbrechen und um die Karrieren vormaligen NS-Personals in Schleswig-Holstein in den 
vergangenen Jahrzehnten5, die sich u. a. in Debatten im Schleswig-Holsteinischen Landtag und  
in zahlreichen Publikationen niederschlug. Eine dieser Publikationen ist die hier online gestellte 
Broschüre der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – Bund der Antifaschisten (im Weiteren 
kurz „VVN“) Schleswig-Holstein „Von Asbach bis Lemke. Eine Dokumentation über Wirken  
und Einfluß von Alt-Nazis im öffentlichen Dienst Schleswig-Holsteins. 1949–1976“. 

Abb. 1: Die Broschüre der VVN „Von Asbach bis Lemke“, 1976. 
Quelle: Sammlung Marianne Wilke. 

Schon früher hatte die VVN z. B. die Schrift „Schleswig-Holstein braunumschlungen …“ (1961)6 
veröffentlicht. Darin wird u. a. die Karriere des „Euthanasie“-Arztes Dr. Werner Heyde behandelt,  
der in Schleswig-Holstein in den 1950er-Jahren, gedeckt von Behörden und Politik, unter dem Namen 
„Dr. Fritz Sawade“ als Arzt und Gutachter – auch in Entschädigungsverfahren von NS-Verfolgten – 
tätig sein konnte.7  

„Von Asbach bis Lemke“ 1976:  
Altnazis im Staatsdienst – Berufsverbote gegen Linke
(mit Korrekturen vom 1. September 2023 auf den Seiten VII, IX, X, XIX und XXI)
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Abb. 2: Die Broschüre der VVN „Schleswig-Holstein braunumschlungen …“, 1961. 
Quelle: Archiv der KZ-Gedenkstätte Neuengamme, Sammlung Fritz Bringmann, VI/3/k, ohne Blattzählung. 

1976 war ich Mitglied des geschäftsführenden Vorstands der VVN – Bund der Antifaschisten 
Schleswig-Holstein. Ich habe zu der Zeit an „Von Asbach bis Lemke“ bei der Erstellung des 
Abschnitts „Im Namen des deutschen Volkes …“ mitgearbeitet. Zur Onlinestellung der Broschüre 
„Von Asbach bis Lemke“ bin ich als damals Beteiligter von Dieter Borchardt, der dieses 
Digitalisierungsprojekt organisiert hat, gebeten worden, ein „Vorwort“ beizusteuern – daraus ist  
dieser Text u. a. mit Informationen zum Anlass, zum Inhalt, zum Initiator Fritz Bringmann und  
zu den verwendeten Quellen der Veröffentlichung sowie mit Hinweisen auf vertiefende bzw. 
weiterführende Publikationen einschließlich der eingangs erwähnten Landtagsstudien geworden.8  

Anlass: Berufsverbote 
Anlass für die Veröffentlichung der Broschüre „Von Asbach bis Lemke“ durch die VVN Schleswig-
Holstein im August 1976 war die damalige Praxis der Berufsverbote. Sie hatte begonnen mit der 
„Grundsätzlichen Entscheidung“ des Hamburger Senats vom 23. November 19719. Auf die gesamte 
Bundesrepublik war sie zwei Monate später mit den von den Ministerpräsidenten der Bundesländer 
am 28. Januar 1972 beschlossenen „Grundsätzen zur Frage der verfassungsfeindlichen Kräfte  
im öffentlichen Dienst“ und der gemeinsamen Erklärung des Bundeskanzlers Willy Brandt und der 
Ministerpräsidenten vom selben Tag10 ausgedehnt worden. Die darauf folgende 
Gesinnungsschnüffelei und die Maßregelungen11 waren antikommunistisch ausgerichtet. Sie betrafen 
wie schon beim „Adenauererlaß“ 1950, der neben der KPD ausdrücklich auch gegen die VVN 
gerichtet war,12 nahezu ausschließlich sozialistisch, antifaschistisch und antimilitaristisch eingestellte 
Menschen, darunter auch Mitglieder der VVN.13 In der Debatte im Schleswig-Holsteinischen Landtag 
am 5. Juli 197214 über eine Große Anfrage der SPD zur Berufsverbotepraxis15 wird z. B. im 
Debattenbeitrag  
des Ministerpräsidenten Gerhard Stoltenberg16 das eigentliche Ziel der Überprüfungs-, Anhörungs-  
und Disziplinierungsmaßnahmen – linke, kapitalismuskritische Kräfte – klar genannt. 
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Abb. 3: Karikatur gegen die Berufsverbote, nicht datiert. Grafik: unbekannt. 
Veröffentlicht in der Dokumentation „Berufsverbote“, hrsg. vom Vorstand der Münchener Jungsozialisten, 
Juni 1974.  
Quelle: Helmut Stein / Heinz Düx: Berufsverbot. Neue Tendenzen in den Berufsverbotsfällen und in den 
Anhörungsverfahren, hrsg. vom Präsidium der VVN – Bund der Antifaschisten, Frankfurt am Main: 
Röderberg-Verlag, 1974 (Antifaschistische Arbeitshefte – Texte zur Demokratisierung 13),  
Abbildung auf dem Cover. 

Zugleich waren Angehörige des NS-Staatsapparats, darunter auch der NS-Verfolgungsinstitutionen, 
nach 1945 in ihren Ämtern verblieben bzw. in den 1950er-Jahren in großer Zahl in den Staatsdienst 
der Bundesrepublik in Bund, Ländern und Gemeinden zurückgekehrt. Durch das „131er-Gesetz“ 
195117 hatten – bis auf wenige in § 3 des Gesetzes aufgeführte Ausnahmen wie ehemalige 
Gestapoangehörige – alle nach 1945 im Rahmen der Entnazifizierung Entlassenen Anspruch auf 
Wiedereinstellung. Nach § 13 des Gesetzes mussten mindestens 20 % der Beamtenstellen beim Bund 
und in den Ländern sowie in Gemeinden mit mehr als 3000 Einwohnerinnen und Einwohnern mit 
diesem vormaligen NS-Personal besetzt werden. In Schleswig-Holstein wurde der gesetzliche 
Mindestanteil allerdings weit überschritten. Am 8. Februar 1954 hatte Ministerpräsident Friedrich-
Wilhelm Lübke (CDU) im Schleswig-Holsteinischen Landtag mitgeteilt: „So ist es uns gelungen,  
von den 17 000 in Schleswig-Holstein nach Art. 131 des Grundgesetzes Unterbringungsberechtigten 
6000 wiederzuverwenden. Mit diesem Anteil steht Schleswig-Holstein an der Spitze aller Länder  
des Bundesgebietes.“18 Lübkes Nachfolger im Amt, Kai-Uwe von Hassel (CDU), teilte in der Sitzung 
des Landtags am 2. Oktober 1956 zur Wiedereinstellung von „131ern“ dann mit: „Wir haben 50 % 
hereingenommen, also wesentlich mehr als unser Soll.“19 Etliche der „Wiederverwendeten“ waren 
1976 noch tätig. 

Auf das vormalige NS-Personal im schleswig-holsteinischen Staatsdienst sollte die Broschüre 
„Von Asbach bis Lemke“, die den Untertitel „Eine Dokumentation über Wirken und Einfluß  
von Alt-Nazis im öffentlichen Dienst Schleswig-Holsteins“ trägt, aufmerksam machen.  
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Abb. 4: „Reinigung“ von Personalakten des vormaligen NS-Personals in Schleswig-Holstein: 
Erlaß des Innenministers vom 18. Dezember 1952, Amtsblatt für Schleswig-Holstein,  
Ausgabe A, Nr. 1, 3. Januar 1953, S. 2. 
Quelle: Informations- und Dokumentationsdienst des Schleswig-Holsteinischen Landtags. 

Die Broschüre wendet sich energisch gegen die Behauptung, „linke und rechte Radikale“ hätten  
die Weimarer Republik zerstört. Der CDU-Landtagsabgeordnete und spätere Minister und 
Ministerpräsident Uwe Barschel hatte z. B. 1975 in einer Landtagsdebatte behauptet, die Weimarer 
Republik sei „nicht zuletzt deshalb untergegangen, weil sich Links- und Rechtsradikale zu einer 
negativen Koalition gegen die Republik, gegen die Demokratie verbündet hatten […].“20  

Der erste Teil der Broschüre gibt deshalb zunächst einen chronologischen Überblick der 
Vorgeschichte der Machtübertragung an die NSDAP im Zusammenwirken u. a. von Reichspräsident 
Hindenburg, NSDAP, Deutsch-Nationaler Volkspartei (DNVP), Reichswehr und Beteiligten  
aus Industrie, Banken und Großgrundbesitz. Das Wissen um die Verantwortung dieser Kräfte  
für die Beseitigung der Weimarer Republik, das z. B. in der hessischen Landesverfassung21 deutlich 
Niederschlag gefunden hat, ist öffentlich – auch in der Erinnerung und im Gedenken an die Opfer  
des Nationalsozialismus – kaum mehr zu finden. Die mit dem „Totalitarismuserlaß“ von 196222 
schließlich staatlich verordneten Verzerrungen der Darstellung der geschichtlichen Ereignisse belasten 
bis heute schulische und mediale Geschichtsvermittlung. Sie finden ihre Fortsetzung und eine 
Steigerung im Beschluss des Europäischen Parlaments vom 23. September 2008, den 23. August  
– den Tag des Abschlusses des deutsch-sowjetischen Nichtangriffsvertrags – zum „Europäischen
Gedenktag an die Opfer von Stalinismus und Nazismus“ zu erklären.23 

Die im Titel der Broschüre „Von Asbach bis Lemke“ genannten Hans-Adolf Asbach24 und  
Helmut Lemke25 stehen für Altnazis, die nach Gründung der Bundesrepublik in Schleswig-Holstein 
jahrzehntelang auch höchste Regierungsämter und Parlamentsfunktionen innehatten. Hans-Adolf 
Asbach (Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten, BHE) war von 1950 bis 1957 Sozialminister 
und dabei 1954 bis 1957 stellvertretender Ministerpräsident. Helmut Lemke (CDU) war von 1954  
bis 1955 Kultusminister, 1955 bis 1963 Innenminister und 1963 bis 1971 Ministerpräsident. 
Anschließend bekleidete er von 1971 bis 1983 das Amt des Landtagspräsidenten.  
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Der Umgang mit der NS-Vergangenheit in der Bundesrepublik und die NS-Belastung Helmut 
Lemkes und anderer vormaliger Minister in Schleswig-Holstein veranlasste 1979 die Liste für 
Demokratie und Umweltschutz (LDU) und die Landesverbände der Jungdemokraten und der 
Jungsozialisten in Schleswig-Holstein zur Veröffentlichung der Broschüre „Von der NSDAP  
zur CDU“.26 Sie erschien im Wahlkampf zur Landtagswahl 1979 und setzte sich u. a. mit  
der NS-Vergangenheit Helmut Lemkes auseinander, der das Amt des Landtagspräsidenten  
wieder anstrebte. Unter Nennung der Quelle stützt sich die Broschüre in wesentlichen Teilen  
auf „Von Asbach bis Lemke“, konzentriert sich aber auf Landespolitiker mit NS-Vergangenheit. 

Abb. 5: Die Broschüre der Liste für Demokratie und Umweltschutz (LDU) und der Landesverbände 
der Jungdemokraten und der Jungsozialisten in Schleswig-Holstein „Von der NSDAP zur CDU“, 1979.  
Quelle: Archiv der KZ-Gedenkstätte Neuengamme, Sammlung Fritz Bringmann, VI/3/k, ohne Blattzählung. 

Da die Broschüre „Von Asbach bis Lemke“ vor allem eine Argumentationshilfe im Kampf gegen die 
Berufsverbote sein sollte, stand darin das Weiterwirken vormaligen NS-Personals im Staatsdienst der 
Bundesrepublik im Vordergrund. Andere Aspekte der NS-Kontinuität werden daher nicht thematisiert: 
der Ausschluss vieler Verfolgtengruppen von Entschädigungsleistungen27 bzw. ihre 
Weiterverfolgung28, die Ungleichbehandlung von NS-Verfolgten und von vormaligem NS-Personal 
bei Entschädigungen, Renten und Pensionen29, das Weiterwirken von Nazis in den Medien oder  
in der Wirtschaft und das Fortbestehen von Unternehmen, die die NS-Diktatur unterstützt und von ihr 
profitiert haben, das Fortwirken des Antisemitismus30, die Rolle von Offizieren und Generälen bei 
Gründung und Aufbau der Bundeswehr sowie der mit Altnazis eng verwobene Neofaschismus.31 

Veröffentlichung der Broschüre 
Die Broschüre „Von Asbach bis Lemke“ wurde der Öffentlichkeit auf einer Pressekonferenz  
am 30. August 1976 in Kiel vorgestellt.32 Aus Schleswig-Holstein berichtete u. a. der „Holsteinische 
Courier“ (Neumünster) in einer kurzen Notiz.33 Der Norddeutsche Rundfunk (NDR) brachte am 
31. August 1976 eine Radiomeldung.34 Überregional sind u. a. aus der Bundesrepublik Berichte
in der Wochenzeitung der VVN „Die Tat“ und der Tageszeitung der DKP „Unsere Zeit“ dokumentiert, 
aus der DDR im „Neuen Deutschland“, in der „Schweriner Volkszeitung“ und in der Zeitschrift  
des Komitees der Antifaschistischen Widerstandskämpfer der DDR „Der antifaschistische 
Widerstandskämpfer“, ferner im Organ der Internationalen Föderation der Widerstandskämpfer (FIR) 
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„Der Widerstandskämpfer“ (Wien) sowie in der dänischen Zeitung „Jyllands-Posten“ (Viby).35 
An die schleswig-holsteinische Presse sind über 50 Exemplare versandt worden.36 Die Auflage 
der Broschüre dürfte 750 bis 1000 Exemplare betragen haben.37 

Abb. 6: Artikel zum Erscheinen der Broschüre „Von Asbach bis Lemke“ im „Holsteinischen Courier“ (Neumünster), 
Donnerstag, 2. September 1976.  
Quelle: Archiv der KZ-Gedenkstätte Neuengamme, Sammlung Fritz Bringmann, III/2/k, ohne Blattzählung. 

Gegen ihre namentliche Nennung in „Von Asbach bis Lemke“ wandte sich – zwei Monate nach  
der Veröffentlichung – nur eine der darin aufgeführten Personen.38 Offenbar in Reaktion darauf wurde 
in den bei der VVN noch vorhandenen Exemplaren der Broschüre der betreffende Eintrag auf S. 16 
von Hand geschwärzt. In der hier online gestellten Fassung ist der Eintrag ebenfalls geschwärzt.39  

Inhalt und Quellen 
In „Von Asbach bis Lemke“ werden nach dem oben genannten einleitenden Abschnitt zur 
Machtübertragung an die NSDAP 1933 sowie zur Berufsverbotepraxis seit 1971 in drei Abschnitten 
Listen mit Namen von insgesamt 129 Altnazis in Polizei und Verfassungsschutz (32), in der 
Justiz (74) sowie in Verwaltung, Schuldienst, Hochschulen, Landesregierungen und Landtag 
Schleswig-Holsteins (23) mit ihrer Funktion im NS-Staat und ihrer Tätigkeit nach 1945 in  
Schleswig-Holstein aufgeführt. Hauptquelle war das 1965 in der DDR erschienene „Braunbuch. 
Kriegs- und Naziverbrecher in der Bundesrepublik“40; mehr als 85 % (111 von 129) der in  
„Von Asbach bis Lemke“ Genannten sind in mindestens einer der drei Auflagen des „Braunbuchs“ 
aufgeführt. Daneben wurden Publikationen wie „Wir klagen an! 800 Nazi-Blutrichter – Stützen des 
militaristischen Adenauer-Regimes“41, „Verbrecher in Richterroben“42, „Ungesühnte Nazijustiz“43, 
„Die unbewältigte Gegenwart“44, „SS in der bundesdeutschen Justiz“45 oder „Unbewältigt“46 
ausgewertet bzw. für Datenabgleiche herangezogen.  

––––––––––––––––––Mittwoch, 1. September 1976 
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Abb. 7: Einige der als Quellen für „Von Asbach bis Lemke“ verwendeten Publikationen. 
Quelle: Sammlung Dieter Schlichting. 

Die Angaben wurden mit großem Aufwand überprüft und abgeglichen,47 wobei anders als heute 
staatliche Archive in der Bundespublik nicht zugänglich waren. So konnten nur öffentlich verfügbare 
Quellen sowie u. a. die Publikationen aus der DDR zugrunde gelegt werden. Bedeutend für die 
Datengewinnung waren auch Materialsammlungen wie die vom Präsidium der VVN von 1965 oder 
1966 bis 1984 herausgegebene, über viele Jahre monatlich erschienene „Statistik über NS-Prozesse“48 
und z. B. Angaben über vormaliges NS-Personal in Schleswig-Holstein, die von der VVN Schleswig-
Holstein bereits in den 1950er-Jahren zusammengetragen worden waren.49 Die Zusammenschlüsse  
der Überlebenden der NS-Verfolgung hatten es sich – neben dem Kampf um Wiedergutmachung –  
zu einer weiteren Hauptaufgabe gemacht, zur Strafverfolgung der Täter beizutragen.50 Sie sammelten 
Aussagen und Berichte Überlebender zu NS-Verbrechen, stellten Strafanträge, unterstützten die 
Strafverfolgungsbehörden und dokumentierten NS-Prozesse. Die NS-Prozesse waren dabei in 
zweierlei Hinsicht eine wichtige Datenquelle: Sowohl aufseiten der Gerichte und der 
Staatsanwaltschaften als auch aufseiten der Angeklagten und der Zeuginnen und Zeugen fand sich 
wieder in den Staatsdienst der Bundesrepublik übernommenes vormaliges NS-Personal. 
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Abb. 8: Die Ausgabe 1/75 der vom Präsidium der VVN herausgegebenen „Statistik über NS-Prozesse“. 
Quelle: Archiv der KZ-Gedenkstätte Neuengamme, Sammlung Fritz Bringmann, II/2/f, ohne Blattzählung. 

Jedem der drei Abschnitte mit Namenlisten in „Von Asbach bis Lemke“ ist ein ausführlicheres Porträt 
eines NS-Täters vorangestellt. Sie sollen hier als drastische Beispiele der Wiederverwendung 
vormaligen NS-Personals noch einmal kurz aufgeführt werden – die Betreffenden wurden 
weiterbeschäftigt, obwohl ihre Beteiligung an der NS-Terrorherrschaft in den von der 
Hitlerwehrmacht besetzten Ländern bekannt war. 

Im Abschnitt SS- und Gestapomänner im Polizeidienst (S. 5–10) wird über Heinz Ulrich Kasper 
berichtet, der u. a. im September 1942 an der Ermordung von 169 Menschen in der besetzten 
Sowjetunion im Ort Borissowka, Ukraine, 200 Kilometer südöstlich von Rostow, beteiligt war.51  
Nach 1945 stieg er in Schleswig-Holstein bis zum Polizeioberrat auf, war in der Polizeiabteilung des 
Innenministeriums tätig, Chef der Schutzpolizei Kiel, stellvertretender Amtschef der Polizeidirektion 
Süd in Lübeck und Lehrer an der Polizeischule Eutin.52  

––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––
Borysowka, Ukraine (heute Belarus), ca. 50 Kilometer südöstlich von Brest
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Abb. 9: Erste und letzte Seite des fünfseitigen „Erfahrungsberichts“ Heinz Ulrich Kaspers vom 27. September 1942 
über die Mordaktion in Borissowka vom 22. bis 26. September 1942, Beweisdokument USSR 119 
im Nürnberger Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher 1945/46.  
Quelle: Taube Archive of the International Military Tribunal (IMT) at Nuremberg, 1945–46, 
https://exhibits.stanford.edu/virtual-tribunals/catalog/my624cx3155, Zugriff: 19.6.2023.  

Im Abschnitt „Im Namen des deutschen Volkes …“ (S. 11–20) wird Werner Rhode porträtiert, 
der u. a. als Staatsanwalt am Sondergericht Prag 1944 und 1945 mehr als 60 Todesurteile beantragte.53 
Nach 1945 war er Regierungsdirektor in der Abteilung „Rechtswesen“ des Justizministeriums 
in Schleswig-Holstein.54 

Abb. 10: Der Eintrag zu Werner Rhode in der CROWCASS-Kriegsverbrecherliste. 
Quelle: The Central Registry of War Criminals and Security Suspects (CROWCASS) (Hrsg.):  
Consolidated Wanted List – Part 1 (M–Z). Germans Only, Berlin: März 1947, S. 76, Faksimilenachdruck, 
Uckfield, UK: The Naval & Military Press, 2005.  

–––––––Borysowka
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Im Abschnitt Zum Beispiel Asbach und Lemke (S. 20–25) mit dem ergänzenden Teil Nazis an 
Schule und Universität (S. 25–27) wird Hans-Adolf Asbach, der 1941 bis 1943 als Kreishauptmann  
in Brzeżany, Galizien, 75 Kilometer südöstlich von Lviv, an der Ermordung Tausender Menschen 
mitgewirkt hat, vorgestellt.55 Nach 1945 war er u. a. Sozialminister in Schleswig-Holstein.  

 

 
Abb. 11: Todesanzeige der Schleswig-Holsteinischen Landesregierung für Hans-Adolf Asbach,  

Kieler Nachrichten, 2. April 1976.  
Quelle: Archiv der KZ-Gedenkstätte Neuengamme, Sammlung Fritz Bringmann, VI/3/k, ohne Blattzählung. 

 
Die in „Von Asbach bis Lemke“ auf S. 28 unter Quellenhinweise aufgeführte Literatur ist bis auf 
wenige Fälle sicher identifizierbar.56 Neben Quellen zur Machtübertragung an die NSDAP 193357 
sowie Publikationen und Zeitungsartikeln zu den Berufsverboten58 handelt es sich überwiegend  
um Veröffentlichungen zur NS-Justiz59 und zum Wirken vormaligen NS-Personals in Staat und 
Gesellschaft der Bundesrepublik und zur (Nicht-)Verfolgung von NS-Verbrechen. 
 
Treibende Kraft bei der Erarbeitung der Broschüre „Von Asbach bis Lemke“ war Fritz Bringmann60 
(1918–2011), damals Landessekretär (Landesgeschäftsführer) der VVN – Bund der Antifaschisten 
Schleswig-Holstein. 1970 bis 1995 war Fritz Bringmann auch Generalsekretär der Amicale 
Internationale de Neuengamme (AIN; seit 1990: Amicale Internationale KZ Neuengamme), des 1958 
gegründeten internationalen Zusammenschlusses nationaler Verbände ehemaliger Häftlinge des 
KZ Neuengamme.61 Er hatte als Jugendlicher in Lübeck Widerstand gegen die Nazis geleistet  
und war 11 Jahre in Haft, darunter von 1936 bis 1940 im KZ Sachsenhausen und von 1940 bis 1944 
im KZ Neuengamme.62 1950 leitete der oben erwähnte, wieder in den Polizeidienst in Schleswig-
Holstein aufgenommene NS-Täter Heinz Ulrich Kasper eine Hausdurchsuchung bei Fritz Bringmann 
in Lübeck wegen dessen Aktivitäten im Rahmen der Freien Deutschen Jugend (FDJ) gegen  
eine Wiederbewaffnung der Bundesrepublik, bei der u. a. eine Kartei mit 2000 Namen und Fotos  
von SS-Angehörigen beschlagnahmt wurde.63  
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Abb. 12: Fritz Bringmann: Erinnerungen eines Antifaschisten, 2004.  

Quelle: Sammlung Dieter Schlichting. 
 

2013 und 2018: Zwei vom Schleswig-Holsteinischen Landtag beauftragte Studien  
zur NS-Kontinuität in Schleswig-Holstein 

Eine wesentliche Voraussetzung in Schleswig-Holstein für eine systematische wissenschaftliche 
Beschäftigung mit der Weiter- bzw. Wiederbeschäftigung vormaligen NS-Personals in der 
Bundesrepublik Deutschland war die Ablösung der CDU in der Landesregierung durch die SPD  
im Jahr 1988.  

Bedeutend für Schleswig-Holstein sind Landtagsstudie I und Landtagsstudie II – die eingangs 
erwähnten 2013 und 2018 vom Schleswig-Holsteinischen Landtag in Auftrag gegebenen 
informationsreichen Studien „Geschichtswissenschaftliche Aufarbeitung der personellen und 
strukturellen Kontinuität nach 1945 in der schleswig-holsteinischen Legislative und Exekutive“64  
bzw. „Folgestudie: Geschichtswissenschaftliche Aufarbeitung der personellen und strukturellen 
Kontinuität nach 1945 in der schleswig-holsteinischen Legislative und Exekutive“65.  
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Abb. 13: Die Buchausgaben der beiden vom Schleswig-Holsteinischen Landtag in Auftrag  

gegebenen Studien: „Landespolitik mit Vergangenheit“, 2017, und „Geteilte Verstrickung“, 2021. 
Quelle: Sammlung Dieter Schlichting. 

 
Landtagsstudie I befasst sich mit den Mitgliedern des Schleswig-Holsteinischen Landtags  

von 1947 bis 1996 (1. bis 13. Wahlperiode) und der Landesregierungen vom Kabinett Theodor 
Steltzer (1946) bis zum letzten Kabinett Gerhard Stoltenberg (1982);66 im letzten halben Jahr  
der Legislaturperiode wurde Gerhard Stoltenberg von Uwe Barschel als Ministerpräsident abgelöst. 
Der Name Barschel verweist dabei darauf, dass NS-Kontinuität nicht an vormaliges NS-Personal 
gekoppelt ist:  
Als Schulsprecher des Gymnasiums in Geesthacht hatte Uwe Barschel 1963 Karl Dönitz,  
den ehemaligen Großadmiral und Oberbefehlshaber der Kriegsmarine und Nachfolger Hitlers,  
einen verurteilten Kriegsverbrecher, zu einer „Geschichtsfragestunde“ an das Gymnasium 
eingeladen.67  

Landtagsstudie II befasst sich vor allem mit Teilen der Landessozialverwaltung, der Justiz  
und der Polizei in Schleswig-Holstein.68 Der Blick auf die Sozialverwaltung des Landes ist dabei  
sehr aufschlussreich, weil damit das zum Geschäftsbereich des Sozialministeriums69 – das  
von 1950 bis 1957 von dem oben erwähnten Hans-Adolf Asbach geleitet wurde – gehörende 
Sozialgericht und somit auch die dort tätigen medizinischen Gutachterinnen und Gutachter,  
ferner das Entschädigungsamt sowie die Wiedergutmachungskammer am Landgericht Kiel  
erfasst wurden. Mit diesen Institutionen waren die überlebenden NS-Verfolgten in ihrem Bemühen  
um Entschädigungsleistungen konfrontiert – und sie schildern vielfach die immensen Widerstände,  
denen sie sich bei der Durchsetzung ihrer Ansprüche gegenübersahen; dies erlebte auch Fritz 
Bringmann.70 

 
Die beiden Landtagsstudien enthalten zusammen ein gutes Drittel der in „Von Asbach bis Lemke“ 
genannten Namen.71 Dieser geringe Anteil resultiert aus dem engeren Zuschnitt der Landtagsstudie II: 
Anders als für „Von Asbach bis Lemke“ wurde nicht die gesamte Polizei und Justiz, sondern sowohl 
hinsichtlich der ausgewählten Institutionen bzw. Funktionen als auch hinsichtlich der untersuchten 
Zeiträume72 nur ein kleiner Teil des Personals in den beiden Bereichen betrachtet.73 Demgegenüber 
war in „Von Asbach bis Lemke“ vormaliges NS-Personal in den Bereichen Polizei und Justiz nach 
1945 unabhängig von Institution, Funktion und Zeitraum der Tätigkeit aufgenommen worden –  
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vom Polizeimeister bis zum Kommandeur der Landespolizei und vom Amtsgerichtsrat bis zum 
Senatspräsidenten am Oberlandesgericht. Daher zeigt „Von Asbach bis Lemke“ in einer weder vorher 
noch später wieder erreichten Vielfalt personelle NS-Kontinuitäten in Schleswig-Holstein auf  
und vermittelt so einen Eindruck von Breite und Tiefe der Durchdringung des Staatsdienstes  
mit vormaligem NS-Personal.  

Lediglich in Landtagsstudie I wird „Von Asbach bis Lemke“ einmal in einer Fußnote erwähnt  
als Beispiel für „Publikationen zu der NS-Belastung schleswig-holsteinischer Politikerinnen [sic!],  
die zumeist im anklagenden Duktus Hinweise aufzählen, die zum großen Teil auf den oft, aber nicht 
immer zutreffenden Informationen aus den ‚Braunbüchern‘ basieren“.74 Das Wesentliche ist hier  
nicht erfasst: „Von Asbach bis Lemke“ ist ein Beispiel für die Publikationen75, die in den ersten 
Jahrzehnten nach der NS-Diktatur Wissen über NS-Verbrechen und über das Wirken des vormaligen 
NS-Personals bereitgestellt und verbreitet und damit all jene unterstützt haben, die dem Verschweigen 
und Verdrängen entgegenwirken wollten. Die Gründungen des Arbeitskreises zur Erforschung  
des Nationalsozialismus in Schleswig-Holstein (AKENS)76 1983 und des Beirats für Geschichte  
der Arbeiterbewegung und Demokratie in Schleswig-Holstein77 (heute: Beirat für Geschichte) 1984 
sind auch vor dem Hintergrund der beharrlichen u. a. von der VVN über viele Jahre geleisteten 
Aufklärungsarbeit zu sehen.  

Die beiden Landtagsstudien geben gleichwohl hilfreiche Überblicke zum jeweiligen Stand der 
Forschung zu NS-Kontinuitäten, darunter auch zu Landesparlamenten in anderen Bundesländern 
sowie zu Bundesbehörden und zu Bundesministerien,78 und zu vergangenheitspolitischen Debatten 
im Schleswig-Holsteinischen Landtag.79 

NS-Kontinuitäten im Staatsdienst, in der Wirtschaft, in Medien und in der Gesellschaft sind dabei kein 
Thema der Vergangenheit. Die Bildung neonazistischer Netzwerke z. B. im Verfassungsschutz, im 
Kommando Spezialkräfte der Bundeswehr (KSK) und in der hessischen Polizei80 verweisen ebenso 
wie die Polizei- und Bundeswehrangehörigen, die an der im Dezember 2022 nach einer Razzia  
der Bundesanwaltschaft öffentlich gewordenen Umsturzplanung beteiligt waren, auf eine andauernde 
Gefahr.81 

Hamburg, Juni 2023 
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–––––––––
Borysowka
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Die Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes - Bund ~er Antifaschisten 
Schleswig-Holsteins - ist durch die grundgesetzwidrigen Berufsverbote und deren 
irreführenden Begründungen gefordert. 

Die von der CDU-Landesregierung und ihrem Ministerpräsidenten Stoltenberg aft 
herangezogene Behauptung, daß die Weimarer Republik von rechten und linken Radi­
kalen beseitigt wurde, entbehrt jeder historischen Grundlage. Sie soll den Ver­
fassungsbruch des Grundgesetzes rechtfertigen und zugleich den nicht überwunde­
nen Antikommunismus und Antisozialismus neu beleben. 

Die Befürworter der Berufsverbote in CSU/CDU - aber auch in den Koalitionspar­
teien - benutzen diese Aussage wider besseren Wissens. Sie hoffen, durch ständi­
ge Wiederholungen der Unwahrheit unsere Bürger irreführen zu können und versu­
chen, mit vielen Dreh's den Eindruck zu erwecken, als käme Kritik an der CDU­
Politik einem Verfassungsbruch gleich. Da diese Politiker auch die Richtlinien 
für den Geschichtsunterricht ausarbeiten, wird von Amts wegen der Geschichtsfäl­
schung Tür und Tor geöffnet. 

Um dem entgegenzuwirken, werden wir bemüht sein, die Urheber der Machtübergabe 
an die Hitlerfaschisten nachzuweisen. Ebenfalls wollen wir durch Beispiele die 
Verstöße gegen geltendes Verfassungsrecht im S1nne des Grundgesetzes durch die 
CDU-Landesregierung Schleswig-Holstein aufzeigen, wie es in der Beschäftigung 
belasteter Nazi-Funktionäre in Justiz, Polizei, Schulen und Universitäten zum 
Ausdruck gekommen ist. 

Ein faschistisches Regime ist ohne das kapitalistische Herrschaftssystem nicht 
möglich. Das gilt für den historischen deutschen Hitlerfaschismus und das fa­
schistische Italien ebenso wie für die gegenwärtigen Diktaturen in Spanien und 
Chileo In Deutschland wurde die Übergabe der Regierungsgewalt an Hitlers Nazi­
Partei lange vor dem 30. Januar 1933 grundlich betrieben. Beteiligt waren die 
monarchisch-reaktionären Beamten und Angestellten im Staatsapparat, die rechts­
orientierten Parteien und Organisationen sowie Vertreter des Großgrundbesitzes, 
der Reichswehr, des Wirtschafts- und Finanzkapitals. 

Dazu einige Daten und Fakten, die ergänzt werden können: 
Weihnachtsumfrage der Deutschen Allgemeinen Zeitung 1930: "Was halten Sie von 
einer Regierungsbeteiligung Hitlers?" 

Hierzu General Hans von Seeckt: 

Und 

Aus 
des 

"Die Frage, ob eine Regierungsbeteiligung der Hitlerpartei wünschenswert 
ist, beantworte ich mit einem uneingeschränkten Ja. Sie ist mehr als 
das; sie ist notwendig. •••••• " 

weiter Junker Elard v. Oldenburg-Januschaus: 
"Die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei hat nach meiner Über­

zeugung das unstreitige Recht, an den Regierungsbildungen der Zukunft 
beteiligt zu werden. •••••• " 

dem Geheimerlass Groener-Schleicher vom 2. Januar 1931 über die Aufhebung 
Einstellungsverbotes in Reichswehrbetrieben für NSDAP-Mitglieder: 

''Die Reichsregierung wird zu der Frage, ob die NSDAP als verfassungs­
feindlich anzusehen i st, erst nach Durchführung mehrerer beim Reichsge­
richt in dieser Frage schwebenden Prozesse endgültige Entscheidung tref­
fen. Bis zu diesem Zeitpunkt sind Arbeitnehme r, die der NSDAP anqehören, 
wegen ihrer Zugehörigkeit zu dieser Partei nicht mehr aus ~eichswehrbe­
trieben zu entlassen." 

Völkischer Beobachter 17.1.1931 

Aus dem Leitartikel der Deutschen Allgemeinen Zeitung vom 4.lD.1931 über die 
Funktion der Regierung Brüning: 

"Brünings politische Tätigkeit kann man doch nur dahin zusammenfassen, 
daß sie, mit einem Wort Bismarcks, die Vorfrucht der nationalen Diktatur 
bedeutet, d.h., er gewöhnt das Volk an die Diktatur und ermöglicht es 
seinen Nachfolgern, sich zu behaupten unter Hinweis auf ihren Vorgänger. 

ZfG, 6/1953, S.895 
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Am 11. Oktober 1931 verbündeten sich in der "Harzburger Front" rechte, reaktio­
näre und faschistische Kräfte zum gemeinsamen Kampf gegen die Weimarer Republik. 
Zu den Teilnehmern des Treffens gehörten Hugenbergs "Deutsch-Nationale Volks­
partei" (DNVP), Hitlers "Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei (NSOAP), 
der militaristische Tradi tionsVerband "Stahlh,e-!-m", reaktionäre Organisat.i•nen, 
sowie Vertreter der Reichswehr, des Großgrundbesitzes und des Wirtschafts- und 
Finanzkapitals. 

Im Berliner Hotel "Kaiserhof" fand am 9. Dezember 1931 eine Unterredung des 
Naziführers Hitler mit Vertretern des Wirtschaftskapitals - Thyssen und Vögler 
statt. 

Vor dem Düsseldorfer Industrieclub sprach Hitler am 27. Januar 1932 zu über 700 
Industriellen. In seinem Programm kündigte er eine "Erweiterung des deutschen 
Lebensraumes" und die "Ausrottung des Bolschewismus" an. 

Am 28. Januar 1932 verhandelten führende Vertreter des Wirtschaftskapitals 
(Poensgen, Thyssen, Vögler) mit den Naziführern Göring und Röhrn über die Bil­
dung und Zusammensetzung einer neuen Regierung unter Beteiligung der NSDAP. 

Aus dem Aufruf des sozialdemokratischen preußischen Ministerpräsidenten Otta 
Braun vom 10.301932 für die Wiederwahl P.v.Hindenburgs als Reichspräsident: 

"••• Ich wähle Hindenburg und appelliere an die Millionen Wähler, die 
vor sieben Jahren für mich gestimmt und an alle, die darüber hinaus mir 
urdmeiner Politik Vertrauen entgegenbringen: Tut desgleichen, schlagt 
Hitler, wählt Hindenburg." 

Vorwärts, lo.März 1932 

Hindenburg wurde am 14. April 1932 erneut zum Reichspräsidenten gewählt. Unter 
seiner Präsidentenschaft löste 1932 eine konservative Regierung die andere ab: 
Auf Reichskanzler Brüning folgte Reichskanzler Papen. Auf Papen folgte Reichs­
kanzler v. Schleicher. Sie alle schalteten zunehmend das Parlament aus und re­
gierten mit Notverordnungen, zu denen ihnen der Artikel 48 der Weimarer Verfas­
sung die Handhabe gab. Objektiv bereiteten sie damit die faschistische Hitler­
Diktatur vor. 

Aus der Notverordnung des Reichspräsidenten Hindenburg zur Absetzung der preus­
sischen Braun/Severing-Regierung vom 2o. Juli 1932: 

"••• Für die Geltungsdauer dieser Verordnung wird der Reichskanzler zum 
Reichskommissar für das Land Preußen bestellt. Er ist in dieser Eigen­
schaft ermächtigt, die Mitglieder des Preußischen Staatsministerium 
ihres Amtes zu entheben. •••• 11 

RGBl., 1932 I.I,Nr. 48, s. 377 

13. August 1932 erneute Verhandlungen zwischen Hinderiburg, Papen und Schleicher 
mit Hitler über eine Regierungsbeteiligung. Es wird noch keine volle Überein­
stimmung erzielt. 

Aus dem Brief des Ministerpräsidenten Otto Braun vom 29. Aug. 1932 an A.Brecht, 
Bevollmächtigter der abgesetzten preußischen Regierung für den Reichsrat, über 
seine Absetzung am 2o. Juli 1932: 

"•••• Ich komme erst langsam über die Bitterkeit hinweg, die mich über 
die Art der Amtsenthebung und ihrer Begründung erfüllt •••• Und um so 
mehr, als es auf Anordnung eines Mannes geschieht, ( ••• ) der (mir) 
nicht zuletzt seine Wiederwahl zum Reichspräsidenten verdankt. 

A.Brecht: Mit der Kraft des Geistes, 
Lebenserinnerungen, 2.Hälfte, 
1927-1967, Stuttgart, s. 2o9 

Am 19. November 1932 folgte ein weiteres Gespräch zwischen Reichspräsident Hin­
denburg und ~itler über eine Regierungsbeteiligung der NSDAP0 

ZfG, 3 /1958, s • . 55o f. 



Eingabe von Großgrundbesitzern, des 
Reichspräsidenten Hindenburg vom 19. 
Reichskanzler zu berufen. 
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Wirtschafts- und Finanzkapitals an den 
November 1932 mit der Forderung, Hitler 

ZfG, 2/1956, S. 366 

zum 

Am 4. Januar 1933 fanden im Hause des einflußreichen Bankiers von Schröder Ver­
handlungen zwischen Hitler und Papen über die Bildung einer Koalitionsregierung 
statt. Ihnen folgte am 7. Januar 1933 im Hause des Großindustriellen Kirdorf 
ein Treffen industrieller Kreise mit Hitler, Heß und Göring. Und am 22. Januar 
1933 verhandelten im Hause Ribbentrops Papen, Staatsekretär Meißner und der 
Sohn des Reichspräsidenten, Otto von Hindenburg, mit Hitler, Göring und Frick 
erneut über eine Regierungsbildung. 

Am 28. Januar 1933 erklärte die Regierung Schleicher ihren Rücktritt, am 3o. 
Januar 1933 beauftragte Reichspräsident Hindenburg den Führer der Nazipartei, 
Hitler, mit der Bildung einer neuen Regierung. 

Daß Ministerpräsident Stoltenberg diese Tatsachen und zusammenhänge gerne leug­
nen möchte, ist nur zu verständlich, da er für einen dieser Förderer Hitlers, 
nämlich Krupp, als leitender Direktor tätig war. 

Eine Frage, die in diesem Beitrag nicht untersucht werden kann ist die, ob die 
g~einsam handelnde Arbeiterklasse im Bündnis mit den Bauern, der schaffenden 
Intelligenz, den demokratischen Kräften des Bürgertums und der Christen in der 
Lage gewesen wären, die Verschwörung der Reaktion, der Hitlerfaschisten und der 
sie unterstützenden Kräfte des Wirtschafts- und Finanzkapitals, des Großgrund­
besitzes und der damit verbündeten Kräfte in Reichswehr, Staat und Verwaltung 
zu verhindern. 

Mit diesem historischen Rückblick haben wir das Hauptargument der CDU-Landes­
regierung und ihres Ministerpräsidenten Stoltenberg über die Beseitigung der 
Weimarer Republik, mit der sie die Berufsverbote zu rechtfertigen suchen, korre­
giert. Kommen wir zum Demokratieverständnis dieser Landesregierung und der Be­
schäftigung von Feinden der Demokratie im Schleswig-Holsteinischen Staatsapparat. 
Wir gehen auch hier wieder von den historischen Erfahrungen mit der Gleichschal­
tung, dem Gesinnungsterror, der Ausserkraftsetzung gültiger Gesetze, dem Anti­
kommunismus und Antisozialismus, wie überhaupt der Verketzerung Andersdenkender 
durch den hitlerschen Staatsterror und seiner treuen Diener auso 

Damals leitete das Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums diese 
Entwicklung ein. Heute sollen die antidemokratischen und gesetzwidrigen Berufs­
verbote durch den Erlass der "demokratischen" Ministerpräsidenten und des dama­
ligen Bundeskanzlers die gleiche Atmosphäre der Unsicherheit, der Gesinnungs­
schnüffelGi, der Hexenjagd auf Kommunisten und engagierte De~okraten schaffen 0 

Beide Zielsetzungen s ind in ihrer Auswirkung vergleichbar. Damals wie heute 
geht es um die Ausschaltung des kritis2hen Bürgers . Noch unterscheiden sich die 
Methoden . Die s tändigen Bestrebung~n, die demokratischen Freiheiten Stück um 
Stück aufzuheben, mahnen uns zur äußersten Wachsamkeit. 

Aber auch die Tätigkeit ehe~alig o r NS-Staatsanwälte und Richter, die an Sonder-, 
Kriegs- und Standgerichten mitgewirkt haben, sind für unsere Demokratie eine 
Gefahr. Sie sprachen angeblich im Namen des deutschen Volkes "Recht" und verur­
teilton Menschen zum Tode, weil diese wie Menschen handelten und beispielsweise 
jüdische Kinder vor der Ermordung durch die Gestapo bewahren wollten. 

Oder sehen wir uns die NS-Repräsenta~ten in der Landespolizei an, die ihre Ein­
satzerfahrungen in den okkupierten Ländern an die "de~okratische" Polizei ver­
mitteln durften. Heute sind ihre Schüler im Verfassungsschutz tätig und tragen 
"Erkenntnisse" über demokratische Verhaltensweisen junger Menschen zusammen, um 
die verfassungswidrigen Berufsverbote gegen sie anzuwenden. 11 ehemalige Ange­
hörige der Gestapo, des SO und des Reichssicherheitshauptamtes durften bis zu 
ihrer Pensionierung ebenfalls ihr0 Erfahrungen an die Polizei des Landes Schles­
wig-Holstein -vermitteln, ohne daß jemals eine Landesregierung den Versuch mach­
te, sich von diesen Staatsdienern zu trennen. Wie konnte man auch, da der Regie-



5 

rung seit 1950 ehemalige NS-Repräsentanten angehörten; und dies bis zum heutigen 
Tage. Sorgten diese "demokratischen" Minister nicht fUr ihre alten Kameraden, 
indem sie dieselben in den Staatsapparat einstellten? 

ss -und Gestapomänner im Polizeidienst 
Im lande Schleswig-Holstein waren und sind 32 namentlich genannte Pbrizeioff i­
ziere tätig, die während der nazistischen Terrorherrschaft als HUter des Hitler­
staates ausgebildet und eingesetzt waren. Von diesen gehörten 17 der NSDAP, 21 
der SS als Offiziere und 11 der Gestapo, SO oder dem Reichssicherheitshauptamt 
an. Ihre Erfahrungen sammelten sie bei der ttBanden~ekämpfung", den Polizei-Ein­
satzkommandos (sprich Li~uidationskommandos), den Einweisungen in die Konzen­
trationslager und bei der Beaufsichtigung von Arbeitssklaven in der Rüstungs­
industrie u.a.m •• In folgenden von der Hitlerwehrmacht okkupierten Ländern lag 
das Tätigkeitsgebiet: Österreich, Tschechoslowakei, Polen, Niederlande, Jugo­
slavien, Ungarn, Dänemark, Luxemburg und in der UdSSR. 

An dieser Stelle wollen wir eines der gravierendsten Beispiele abhandeln; und 
zwar Polizeioberrat Kasper. 
Der am 5. August 1912 in Lätzen geborene Kasper entstammt einer ostpreussischen 
Kaufmannsfamilie. Nach dem Gymnasialabschluß erwählte er die Polizei-Offiziers­
laufbahn und erhielt bis zum Auscruch des 2. Weltkrieges eine gründliche Aus­
bildung in allen Zweigen des Polizeidienstes. 

Seine Treue zum Hitle·rstaat bekundete Kasper mit seinem Eintritt in die NSDAP 
(Nr. 4 052 930) und avancierte zum Hauptmann der Schutzpolizeio In dieser Funk­
tion wurde er zur Unterdrückung der Bevölkerung u.a. in der Sowjetunion einge­
setzt. Im September 1942 erhielt Kasper als Hauptmann der Schutzpolizei von 
seinem Vorgesetzten den Befehl, innerhalb einer sogenaanten Befriedungsaktion 
die angeblich "bandenverseuchte Ortschaft Borysowka (Ukraine) zu vernichten." 
Dieser Aktion fielen 169 Einwohner, darunter 49 Männer, 97 Frauen und 23 Kinder 
und Kleinstkinder zum Opfer. 

Wegen dieser Verbrechen wurde Kasper 1961 verhaftet und neun Monate in Unter­
suchungshaft genommen. Nach seiner Entlassung wurde das Ermittlungsverfahren 
1964 eingestellto Anschliessend war der stark belastete Kasper bis zum 1. Dezem­
ber 1971 im Schles wig-Holsteinischen Innenministerium beschäftigt. Obwohl seine 
verbrecherische NS-Tätigkeit allen Dienststellen bekannt war, verblieb Kasper 
weiter im Sta8tsdienst und wurde gar zum Polizeioberrat befördert. 

Ein neuerliches Ermittlungsverfahren wurde eingeleitet, und vom 4. Mai bis zum 
280 Juni 1972 verhandelte das Schwurgericht in Lübeck gegen Polizeioberrat 
Kasper w~gen der Ermordung von 169 Einwohnern aus dem ukrainischen Dorf Bory­
sowka„ 

Über die Vernichtung der Ortschaft Borysowka liegt von Kasper ein handgeschrie­
bener "Erfolgsbericht" vor, worin es unter dem Datum vom 27.9.1942 heißt: 

"9./Pol. 15 O.K., den 27.9.1942 Erfahrungsbericht 

über die in der Zeit vom 22.9.-26.9.42 im Dorf Borysowka durchgeführte Befrie­
dungsaktion. 

1.) Auftrag: Der bandenverseuchte Ort Borysowka ist durch die 9 0 Kompanie zu 
vernichten. 

2.) Kräfte: 2 Züge der 9./Pol. 15, 1 Gend.Zug (mot. 16) und l Packzug von 
Bereza-Kartuska. 

3.) Verlauf: Die Kamp. sammelte am 22.9.42 abends in Dywin. In der Nacht vom 
. 22~ zum 23.9.4~ erfolgte der Marsch von Dywan in Richtung Borysow­

ka. Mit 2 Zugen wurde bis 04,oo Uhr das Dorf, von Norden und Süden umfas­
send, abgeriegelt. Mit Anbruch des Tages wurde durch den Dorfschulzen von 
Borysowka die gesamte Bevölkerung des Dorfes zusammengeholt. Nach Überprü-
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fung der Bevölkerung unter Hinzuziehung der Sicherheitspolizei aus Dywin 
wurden 5 Familien nach Dywin umgesiedelt. Der Rest wurde durch ein besonders 
eingeteiltes Kommando erschossen und 500 m nordostw. Borysowka begraben. Es 
wurden insgesamt 169 Personen erschossen, davon 49 Männer, 97 Frauen und 23 
Kinder. ~ 
Nachdem die Bevölkerung beseitigt war, wurde der Ort selbst durchkämmt, das 
Vieh, die Lebensmittel und landwirtschaftliches Gerät zusammengetragen und 
mit Panjefahrzeugen nach Dywin geschafft ••••• 
Am 26. mittags war die Aktion beendet, Dorf und Bevölkerung von Borysowka 
vernichtet. 

4.) Erfahrungen: ••••••• Die Vollstreckung des Erschiessungsurteils hat sich 
durch die Vorbereitungen (Grabschaufeln) bis gegen Mittag des 

1. Tages hingezogen. •••••• 
Oie Zusammenarbeit mit der Dienststelle des so. in Dywin war gut und rei­
bungslos bis auf eine Ausnahme. (siehe Sonderbericht) •••••••• 

(handschriftlich) Kasper 
Hauptmann und Kompanie-Chef " 

Trotz dieses eindeutigen Beweises erklärte Amtsdirektor Vilmar u.a.: 
"An der Klräung der Frage, was sich damals im Raum Borysowka abgespielt 
habe, sei das Gericht bereits gescheitert. 
Das Gericht sei überzeugt, daß sich die Aktion so abgespielt habe, wie 
es sich fast lückenlos aus den erhaltenen Urkunden ergäbe und nicht so, 
wie der Angeklagte es dargestellt habe. Das Gericht nahm es auch als er­
wiesen an, daß Kasper bei der Offiziersbesprechung über den Einsatz, 
die zwei Tage vor der Aktion stattfand, dabeigewesen sei und den Einsatz 
zunächst auch selbst geleitet habe. 
Gewichtige Gründe sprächen auch dafür, daß Kasper selbst in Borysowka 
gewesen sei. Dafür fehle allerdings der letzte Beweis. Kein Zeuge habe 
die Anwesenhait Kaspers in Borysowka bekundet. Nun hätten zwar die Zeu­
gen einen wenig zuverlässigen und wahrheitsfördernden Eindruck gemacht, 
es sei aber auch nicht feststellbar, daß die Zeugenaussagen eind~utiQ 

unwahr gewesen seien. 
Als höchstwahrscheinlich bezeichnete es das Gericht, daß Kas per den 
Tötungsbefehl an die Truppe weitergegeben habe. 
Aber die Möglichkeit, daß der Tötungsbefehl an Kasper vorbei direkt an 
die Truppe gegangen sei, ·~äre nicht mit letzter Sicherheit auszuschlies­
sen." 

Diese Art Rechtsprechung in der Bundesrepublik ist kein Mittel, dis Vergangen­
heit zu bewältigen. Sie kann auch nicht dazu heit ragen, das Vertra uen in die 
Justiz zu fördern. Die Erste Große Strafkammer des Landgericht s Flensburg be­
gr ünde te die Ablehnung zur Eröffnung des Ha uptverfal1 r ens gegen den ehemaligen 
SS-Obersturmbannführer Ehlers damit, daß es keinen direkten urk undlichen 
Nachweis von e iner persönlichen Kenntnis des ehemal i gen Verwaltungs r ichters 
gäbe ••••••• Bei Kas per dagegen liegen fast lücke~lo s erhaltene Urk unde n vor 
und doch kommt das Geric ht zum Freispruch. Betrachtet man beide Begründungen, 
so drängt s ich der Verdacht auf, daß hier " Recht " gesprochen wird wie ~ s am je­
weiligen Tage gerad e passt. Oder macht sich hie r di e Tätigkeit der 80 NS-Juri­
sten bemerkbar? 

Die Opfe r Kas per s wurd en alle ermordet. I m Pro zess trat en nur seine Komplicen 
als Zeugen auf , von de nen der St aatsanwalt sagte: 

" Ich ha be den Eindruck, daß vi el e von ihnen (Angehör ige der Polizei ein­
heit und Gend a rm erie - Anm erkung- ) di e Unwahrhei t gesagt ha ben , sei es 
im Bewußtsein , nach 30 J ahren nic ht mehr zur Ver antwortung ge zogen wer­
den zu könne n, s ei es aus falsch vers t andener Kameraderie oder ~eil s i e 
selbst mit 1jer Maschinenpis to l e zu dicht an der Grube gestanden ha ben." 

Von erhebl ichen Beweiswert seie n außerdem der von Kasper größtenteils 
i n Ich-Form geschriebene Erfahr ungsbericht über die Vernic ht ungsaktion 
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in Borysowka sowie eine mit seinem Namen unterzeichnete Öienstaufsichts­
beschwerde gegen einen SS-Mann, der seinerzeit in unkorrekter Weise die 
Befugnisse Kaspers einzuengen versucht habe. 

Man neige heute vielfach dazu, NS-Verbrechen zu bagatellisieren. Man 
dürfe jedoch nicht vergessen, daß sie dem deutschen Ansehen einen bis 
zum heutigen Tag spürbaren gewaltigen Schaden zugefügt haben." 

Sehen wir uns einige dieser Zeugen näher an: 

1. H.Engelhaupt, Mitglied der NSDAP Nr. 1 864 246, 1942 Major der Schutzpolizei, 
zeitweise Leiter des Stabes zur Bandenbekämpfung 

2. E.Schaufler, Mitglied der NSDAP Nr. 3 126 4o2, 1942 Hauptmann der Schutzpo­
lizei, Ordonanzoffizier b. Befehlshaber 

3. W.Pöhls, Mitglied der NSDAP Nr. 3 601 054, Mitglied der SS Nr. 174 933, Ab­
solvent der Junkerschule Bad Tölz 1936, 1942 Oberleutnant und Chef der 11. 
Komp. des Polizei-Batl. 3lo 

4. W.Schmec"81, Mitglied der NSDAP Nr. 1 645 366, 1942 "Spieß" der 8. Korn. des 
Pol.Batl. 3lo 

5. W.Buhmann, Mitglied der NSDAP Nr. 976 195, Angehöriger der Mardkampanie von 
Barysawka 

6. F. Dietrich, Mitglied der NSDAP Nr. 2 372 259, Mitglied der SS Nr. 88 425, 
1942 Polizei-Oberwachtmeister des Pal.Batl. 3lo 

7. E.Psatta, Mitglied der NSDAP Nr. 4 580 677, Mitglied der SS .und Obersturm­
führer, 1942 Adjutant d.Bataillansstabes 

8. E.Streich, Mitglied jer NSDAP seit 1931, Nr. 867 5a7, Angehöriger der llo 
Kompanie des Pol.9atl. 310. 

Die Aussagen dBr Zeugen, die alle an dieser Mordaktion beteiligt waren, werden 
zur Entlastung Kaspers gewertet, da nicht mit letzter Sicherheit bewiesen wer­
den könne, daß sie die Unwahrheit sagten. Auch die Wertung des Erfahrungsbe­
richtes und des Sonderberichtes in seiner Ich-Form reichten für das Gericht 
nicht aus, zu einem Schuldspruch zu kommeno Und von Kasper ein Geständis zu er­
warten, dürfte nach seinem Werdegang auszuschliessen sein. 

Wie war es aber möglich, daß Kasper bei dieser Vergangenheit am 12.2.1947 durch 
die britische Militärregierung mit der Neugestaltung des Polizeiwesens beauf­
tragt wurc!e? 
Folgendes Beispiel zeigt, inwieweit Kasper nach 1945 nazistische Polizeimetho­
den - wie sie in okkupierten Ländern praktiziert wurden - abgelegt hat: 

In Lübeck führte er in der Nacht zum lo Oktober 1950 eine groß angelegte Nacht­
und Nebelaktion durch. Sie richtete sich gegen eine geplante Demonstration zur 
Verhinderung der Remilita 1· isierung. Mit gezogenen Pistolen drangen Polizisten 
unter Kaspers Einsatzbefehl mit Gewalt in Wohnungen ein. Es wurde wahllos ver­
haftet, Hausdurchsuchungen vorgenommen, schlafende Kinder aus den Betten geris­
sen und das alles ohne richterlichen Beschluß. Zur Rechtfertigung ließ Kasper 
erklären, man habe Waffen in den Wohnur.gen vermu t et. Aber in keinem Falle wurde 
eine Waffe gefunden. 
Kasper brach geltende Gesetz, mißachtete rnie im Grundgesetz verankerte Unver­
letzlichkeit der Wohnung und verstieß gegen elementare Menschenrechte. 
Kasper absolvierte in den fünfziger Jahren einen Polizei-Fachlehrgang in den 
USA. Hat die damalige CDU-Regierung unter Lübke oder von Hassel diesen Vorschlag 
verantwortungsbewußt geprüft? Oder wurden die Behörden in den USA mangelhaft 
informiert oder gar getäuscht? Nach diesen Fachlehrgang wurde Kasper als Lehrer 
an der Landes-Polizeischule in Eutin eingesetzt. ·Sicherlich hat er seine gründ­
liche Ausbildung im ' Hitlerstaat und seine Erfahrungswerte, die er in den okku­
pierten Ländern sammAlte, seinen Polizeischülern vermittelt. Wie ist es aber 
möglich, daß alle La~desregierungen bis hin zu Herrn Stoltenberg,die doch immer 
so tun, als ab sie das Recht und die demokratische Gesetzlichkeit in Erbpacht 
ganommen haben, einen Kasper bis zum 1. Dezember 1971 im Palizeitdienst belies-
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sen? Wäre nicht Ministerpräsident Lemke und sein Innenminister Schlegelberger 
nach Einstellung des Ermittlungsverfahrens 1964 verpflichtet gewesen, eine ein­
gehende Prüfung der Anschuldigungen gegen Kasper wegen Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit vorzunehmen, um dadurch Schaden für das Ansehen des deutschen 
Volkes abzuwenden? Oder sind sie mit ihrer eigenen Vergangenheit verstrickt, 
daß sie eine Bereinigung des Schleswig-Holsteinischen Staatsapparates nicht vor­
nehmen können ? 

Die folgende Aufstellung ehemaliger NS-Polizeioffiziere, die nach 1945 und teil­
weise bis zum heutigen Tage Polizeitdienst versehen, sind eine schwere Belastung 
für unsere junge Demokratie. Die Kinder von Gegnern des Naziregimes sind heute 
den führenden Polizeikadern - und deren dienstbeflissenen Schülern - von gestern 
ausgesetzt. Der Eifer der Landesregierung unter Ministerprüsident Stoltenberg 
in Fragen der Berufsverbote erscheint bei Würdigung dieser Tatsachen als ein 
Gesinnungsterror gegen engagierte Demokraten. 

Adam 
Manfred 

Banneck 
Max 

Besekow 
Arno 

Bock 
Günther 

Butenop 
Franz 

Feddersen 
Paul 

Furck 
Herbert 

Grunow 
Erich 

Güdler 
Kurt 

Japp 
Erwin 

vor 1945 

nach 1945 

vor 1945 
nach 1945 

vor 1945 

nach 1945 

vor 1945 

~ach 1945 

Kriminalkommissar im Reichssicherheitshauptamt, 
Amt 4 E 2 Gestapo 
Regierungs- und Kriminalrat; Stellvertreter des Leiters 
des Landeskriminalamtes S.-H. 

NSDAP, SO seit 1938 
Kriminalobersekretär 

Gestapo- und SS-Hauptsturmführer; Leiter des SO in 
Krasnogwardeisk/UdSSR 
Kriminalhauptkommissar in Kiel;Leiter der Abteilung 
I des Kriminalamtes s.-Ho 

NSDAP (Nr. 5474568); SS-Sturmbannführer (Nr. 237372) ; 
Major der Schutzpolizei 
Kommandeur der Landespolizei s.-H. 

vor 1945 Polizeigeneral; Poli z8ich8f von Essen; Polizeichef in 
Wien 

nach 1945 Polizeidire~tor in Kiel 

vor 1945 NSDAP (Nr. 2738458), SS ( Nr. 68424 ), seit 1934 Kripo ; 
SS-Sturmbannführer 

nach 1945 1952 Leiter der KriTi inalpolizeistelle Schleswig 

vor 1945 NSOAP (Nro 429 999) SS-Sturmbannführer ( Nr.337727); 
Kommandeur des III. Pclizeibataillons, 16. Regiment , 
Riga;Kommandeur I. SS-Polizeiregi ment 3, Niederlande 

nach 1945 Polizeirat in Kiel 

vor 1945 Seit 1941 Polizeioffizier; Leut-ant der Sch ut zpolizei 
in Stettin; 1943 ObErleutnant der Ge ndarmarie ; Gendar­
meriehaupt~annschaftnführer in Zagre~ /Jugos lawien 

nach 1945 Polizeiha1Jptkommissar; Leiter der Polizeiinspektion 
Itzeh~u 

vor 1945 NSDAP; SS-Führer, Major der Pclizei, Sonderbeauftragter 
des Chefs der Sicherheitspolizei u . o . SO; Mitarbeiter 
im Reichssicherheitsh~uptamt 

nach 1945 Leiter der Polizeidirektion Ki el 

vor 1945 NSDAP seit 1933(Nr. 3279296); Hau ptmann de r Schutzpol i ­
zei; Gendarmer i ekreisführer in Leipzig; 1942 Adjutant 
des Kcmmandeurs der Ordnungspolizei in Simferopol/ 
UdSSR 

nach 1945 Oberpolizeirat; Inspekteur dgr Sc~utzpolizei in Schles­
wig-Holstein Süd, Lübeck 
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Kasper vor 1945 NSDAP (Nr. 4052930); Hauptmann der Schutzpolizei in 
Berlin und Kiel; während des 2. Weltkrieges an 'polizei­
lichen Einsätzen' in der UdSSR teilgenommen 
Oberpolizeirat; 1961/62 in Untersuchungshaft wegen sei­
ner Verbrechen i.d.UdSSR; im März 1964 wieder in sein 
Amt eingesetzt; 19ß7 Inspekteur der Schutzpolizei Ost, 
Rendsburg; Polizeichef in Lübeck und Polizeischule 

Heinz Ulrich 

nach 1945 

Eutin 

Kiep vor 1945 SS-Sturmbannführer (Nr. 356877); Hauptmann der Schutz­
polizei in der Polizeiverwaltung Königsberg; Angehöri­
ger des 4. SS-Freiwilligen-Armee-Korps 

Waldemar 

Krause 
Waldemar 

Lange 
Albert 

M.:iack 
Hans 

Maurischat 
Kurt 

MeiErt 
Bruno 

Mikkelsen 
Christian 

Moll 
Fritz 

Ncack 
Egon 

Petersen 
Hans 

Richrath 
Eduard 

nach 1945 Polizeirat; Leiter der Polizeiinspektion Pinneberg 

vor 1945 NSDAP (Nr. 2953348); SS-Sturmbannführer (Nr.346964); 
Kriminalrat im Reichssicherheitshauptamt, Referat 1 A 3, 
Leiter des Sonderkommandos 4 B 

nach 1945 Regierungs- und Kriminalrat in Flensburg; Leiter der 
Bezirkskriminalpolizeistelle 

vor 1945 

nach 1945 

vor 1945 

nach 1945 

vor 1945 

nach 1945 

vor 1945 
nach 1945 

vor 1945 
nach 1945 

NSDAP (Nr. 3601181); SS (Nr. 268892); Offizier der Poli­
zei, Absolvent einer SS-Ordensschule 
Polizeihauptkommissar; Leiter der Polizeiinspektion 
Schleswig 

NSDAP (Nr. 5363505); SS-Unterscharführer (Nr. 317919) 
im Sicherheitshauptamt de~ RFSS; Offizier der Schutz­
polizei 
Polizeihauptkommissar;L~iter der Polizeii~spektion 
Heide 

NSDAP (Nr. 5480067); SS (Nr. 353156); Offizier .der 
Schutzpolizei in Königsberg, dann beim 2. SS-Polizei­
regiment 6 in der UdSSR; 1943 AusbiJder an einer Offi­
zierschule 
Polizeirat; Leiter der motorisierten Verkehrsbereit­
schaft Neumünster 

Oberleutnart der Schutzpolizei und SS-Obersturmführer 
Polizeihauptkommissar in Eutin 

Arbeitete im besetzten Dänemark für die Gestapo 
Bei der Kriminalpolizei in Schleswig-Holstein tätig 

vor 1945 NSDAP (Nr.1390587); SS-Sturmbannführer (Nr. 309829); 
Major der Gendarmerie in Karlsbad und Kattowitz; stell­
vertretend~r Kommandeur der Gendarmerie in Rowno und 
Kiew/UdSSR 

nach 1945 Oberpolizeirat UoLeiter d.Polizeidirektion Flensburg 

vor 1945 Beim ReichssichPrheitshaupt amt tätig; Angehöriger 
einer Einsatzgruppe 

nach 1945 Kriminaloberkommissar in Kiel 

vor 1945 1941 beim E!nsatzkommando 5 in der UdSSR; 1945 in Kiew 
im Referat IV b zuständig für nationalukrainische Ange­
legenheiten; SS-Standartenführer 

nach 1945 Polizeimeister in Lübeck-Travemünde 

vor 1945 NSDAP (Nr. 7548639); SS (Nr. 324977); SS-Sturmbann­
führer und Kriminalrat im Reichssicherheitshauptamt, 
Arrt VA 2 

nach 1945 Regierungs- und Kriminalrat in S.-H.; Leiter der Be­
zirkskriminalpolizeistelle Kiel 



Riede! 
Heinz Gerhard 

Runge, 
Erich 

Schlör 
K.H. 

Sbhöneich 
Gerhard 

Seidel 
Georg 

Sinnhuber 
Fritz 

Strobl 
Johannes 

Tobian 
GeI'd 

Werner 

Zill1TTa nn 
Kurt 

vor 1945 

nach 1945 

var 1945 

nach 1~45 

vor 1945 

nach 1945 

vor 1945 

nach 1945 

vor 1945 

nach 1945 

vor 1945 

nach 1945 

vor 1945 

nach l91i5 

vor 1945 

nach 1945 

vor 1945 
nach 1945 

vor 1945 

nar;h 1945 
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Führer der Gruppe 570 der Geheimen Feldpolizei, Mord 
an sowjetischen Zivilisten 
Kriminalbeamter in Pinneberg, Oldenburg, Oldesloe, 
Schleswig; 1958 Beförderung zum Oberkommissar, Verset­
zung nach Kiel; 1961 Abteilungsleiter im Landeskrimi­
nalamt 

SS-Offiziar, runktion in der Taehechoslowakei 

Laiter dar Polizei-Abteilung Wedel bis zu seiner 
Pensionierung 8111 31. ~ärz 1976 

SS-Sturmführer; Adjutant des Abschnittskommandanten 
'Reichswerke Hermann Göring' 
Hauptkommissar und stellvertretender Leiter der Poli­
zeidirektion Neumünster 

NSDAP (Nr. 1567628) seit 1933; SS (Nr. 337-709); 
Hauptmann der Gendarmerie in Troppau (CSR) und i n 
Stalino (UdSSR) 
Polizeihauptkommissar; Leiter der Polizeiinspektion 
Eckernförde 

NSDAP (Nr. 1558513); SS-Sturmbannführer (Nr. 356882); 
Major der Schutzpolizei 
Polizeirat und stellvertretender Leiter der Polizei­
direktion Flensburg 

S3-Sturmbannführer (Nr. 393357) im Hauptamt de r Ord­
nungspolizei Berlin; SS-Gerichtsoffizier 
Stellver~retender Leiter der PclizeischuJe Schleswig-
Holstein c 

Offizier der Schutzpolizei; Hauptmann und Bataillons­
.fühlfer. im 55-Polize;ire.g'iment 27 
Polizeihauptkommis sar, Vertreter das Leiters der Lan­
despolizeischule in Eutin 

NSDAP (~r. 2272617); SS-Sturmba,n f ü~ r Ar ( Nr. 347117); 
Kummandeur der Flakabteilung d.5. SS-Gehirgskorps 
Oberpoli zejrat; Kommandeur der Bere j tscha ftsabteilung 
der Landespolizei S.-H. j n futin 

SS-Untersturmführer, SO-Kommissar 
Außens tellenl eiter d.Amtes f.Verfas sungsschutz, Kiel 

Kriminalrat i m Reichs s i c he r h8itshauc t amt; LeitPr der 
Krjminalpoliz~ istelle Tr i er 
Oberregierungs- un Krim i nal ~at;Leiter des Lanrl eskrimi­
naJ c..mtes 



11 

„ Im Namen des deutschen Volkes .. . " 

Im "Namen des deutschen Volkes" haben nun schon lllindaatens vier Richtergene­
rationen ihre Urteile gesprochen. Gleich, ob es sich t1a1 die Richter das Kai­
sers oder der Weimarer Republik, Hitlers oder der Bundesrepublik Deutschland 
handelte. Da im "Namen das deutschen Volkes" aber vielerlei "Recht" gespro­
chen wurde, hat sa mancher Justizbeamte auch mehr als einen Eid geschworen. 

Dann schließlich wurde der kaiserliche Justizapparat in die Wei•arer Republik 
übernom11an. Dia Nazis "schalteten gleich". Die Justiz wurde llittela das •Ge­
setzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums" von allen demokratischen 
Kräften gesäubert, den treuen Verfechtern der Naziideologie das Feld Oberlas­
sen. 

Und als ob nichts gewesen wäre, konnte Generalbundesanwalt Dr. GOda 811 

19.10.58 feststellen, daß "die Masse der heutigen Richter und Staatsarl\llälte 
auch schon von 1933 - 1945 in Justizämtern tätig" gewesen ist1 und zwar nicht 
als Büroboten sondern als Vollzieher dessen, was die Nazis nach ihrem ~acht­
antritt aus dem Recht machten, und wie es der berüchtigte Blutrichter Freialar 
1936 in seiner Rede "Der Rechtswahrer im Kampf des Vierjahresplanes" fordertas 

"••• in der Berufsarbeit haben wir hart und rücksichtslos alle Kraft einzuset­
zen im Dienste der Erfüllung des Vierjahresplanes. 
Wer jetzt noch wagt, an den Grundlagen unserer völkischen Gemeins~haft zu rüt­
teln, wer in kommunistischer Verblendung die geballte Lebenskraft des Volkes 
zersetzen will, ist kein irregeleiteter Verführter, sondern ein Verbrecher, 
den wir unschädlich machen müssen. 
Wer die Rasse des deutschen Volkes schändet, ist ein Feind, den wir vernich­
ten müssen; 
wer den Frieden, die Eintracht und damit die Kraft der Arbeit in deutschen 
Werkstätten zersetzt, ist kein verirrter marxistischer Ideologe,sondern ein 
Verbrecher, den wir vernichten müssen ••• " 

Wie konnten die "Rechtswahrer" überhaupt im "Namen des deutschen Volkes" Urtei­
le verkünden? Durch ihren Diensteid hatten sie sich doch verpflichtet, "Recht" 
im Namen des "Führers" zu sprechen: 
"Ich schwöre: ich werde dem Führer des deutschen Reiches und Volkes, Adolf 
Hitler, treu und gehorsam sein, die Gesetze beachten und meine Amtspflichten 
gewissenhaft erfüllen, so wahr mir Gott helfe." 

Was das hieß, wurde gleich 1933 deutlich: Eigens zur Vernichtung allen Wid•r­
standes gegen das Hitlerregime dienten die im ~ärz 1933 eingerichteten Sonder­
gerichte und der 1934 gebildete sogenannte "Volksgerichtshof". Von den hier 
tätigen Richtern und Staatsanwälten wurde eine "besondere Erfahrung" und "na­
tionale Zuverlässigkeit" für die Behendlung politischer Delikte gaferdert. Dia 
Tätigkeit am "Volksgerichtshof" setzte darüberhinaus das besondere Vertrauen 
Hitlers und des Reichsjustizaü.nisters voraus: Die Mitglieder des"Volksgarichta­
hofes" wurden von Hitler persönlich ernannt , die übrigen Mi tarbai ter voin 
Reichsminister der Justiz. 

Mit Beginn des Krieges wurde die Zuständigkeit dar Sondergerichte auagaw•itat. 
Dar Staatsanwalt konnte nunmehr bei allen Vergeben Anklage vor dem Sondergericht 
erhaben. Wagen dieser weitgehenden Wahlzuständigkeit wurden deshalb die schärf­
sten und zuverlässigsten Nazis als Staatsanwälte bei den Sondergerichten einge­
setzt. Entsprechend waren die Varf ahrensrichtlinien vor dem Sand•rgericht, die 
die Angeklagten d•r Willkürjustiz v6llig aualiafartan. Nur einige AuszUg• aaa 
dar Sondergerichtsordnung machen das deutlich: 
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§ 21 Eine gerichtliche Voruntersuchung findet nicht statt 
§ 26 Gegen Entscheidungen das Sondergerichte ist ein Rechtsmittel nicbt 

zuläasig 
§ 27 Dia Ergebnisse der Vernehmungen brauchen in daa Protokoll Ober die 

Hauptverhandlung nicht aufgenommen zu warden 

Dia ca. 45.000 von den Sondergerichten und vc1111 "Volksgerichtshof" verhängten 
Todesurteile ergingen dabei ganz nach dar Devise fraislera: "Im Interesse der 
Selbstverteidigung" dürfe der Richter nicht "an die Schranken starre.r Tatbe­
stände gebunden sein". Der Satz "nulla paena eine lege" {keine Strafe ohne 
Gesetz) sei Ausfluß einer liberalistischen Geisteshaltung". Es müsse die "Ahn­
dung auch einer nicht ausdrücklich für strafbar erklärten Handlung mHglich sein, 
wenn es der gesunden Volksanschauung" entspräche. Daß diese Auffassung das Dr. 
jur. Roland freisler bis heute fortlebt, be~i•s der fOhrende CDU-Funktionär 
Prof. Dr. jur. Carl Carstens, Fehmarn, als er 1974 im Bundestag die rechtsstaat­
lichen Prinzipien zum Schutz politischer Minderheiten als "juristisches Bei~erk" 
abtat. 

Hitlers Kriegs- und Sonderrichter und letztlich die gesamte Gerichtsbarkeit 
~aren die Vollstrecker dar vielfältigen nazistischen Ausnahme- und Zwangsge­
setze. Sie dienten der Unterdrückung des eigenen Volkes ~ie der Völker der 
okkupierten Länder. Tausende Menschen, denen Vaterlandsliebe und Heimattreue 
gebeten, sich den Besatzern entgegenzustellen, waren ihre Opfer. 

Laut Hitler-Erlaß vom io.7.37 konnte keine Berufung, Ernennung oder Beförderung 
eines Beamten ohllfl Einverständnis dar NSDAP-Gauleitar erfolgen. 

Das gilt auch fOr lalerner Rhada, gab. 1.2.13 in Kiel. l'litgliad dar NSDAP seit 
1.J.1937, Nr. 4.021.466. Er trägt mit Verantwortung an den 360.000 Opfern, die 
die faachiatiache Besatzungspolitik in dar Tschechoalo~akei forderte. Er hatte 
die natigen Qualifikationen, um am Sandergericht Prag als Staatsanwalt tätig 
zu sein. Im folgenden eine unvollständige Auswahl von Terrorurteilen, an denen 
er beteiligt war: 

Anna Maty,lovsk,, gab. Zamrazilov' aus Cisovica wurde am 21.4.1944 wagen Unter­
stützung einer von der Gestapo gesuchten Person zum Tode verurteilt. 
GZ: 5 K Ls 60/44-111-596 

Josef rl.!gr aus Dobruska wurde am 19.5.1944 gemeinsam mit seinem Sohn Josef 
fl!gr, geb. 1920 zum Tode verurteilt, weil er seinen Sohn verleitet hatte, sich 
ein Glied des fingere abzuhacken, um sich dem Arbeitseinsatz im Reich zu ent­
ziehen und weil der Sohn diesen Rat befolgte. 
GZ: 8 K La 90/44/668 

Anna Kov~rov, , geb . Dvor,kov' aus Prag wurde am 19.5. 1944 wegen Unterstützung 
einer von der Gestapo gesuchten Person zum Tode verurteilt. 
GZ1 4 K Ls 263/43-111-1596/43 

V5claw Valvoda, Josef Kolpek, Josef Kafka, frantiaek Kramplt Antonin Petr,k, 
Jaroslav H'la, Vladimir Dubsk~, Alois Talina, Norbert Petrzllek, V'clav Luak, 
Jir! Zborn!k und Jaroslav Jelen, alle AngehHriga der Protektoratepolizai in 
P!aak,wt1rden am 26.9.1944 wegen Abhl:Srens ausländischer Sender zum Tode verur­
teilt. 
GZ: 5 K Ls 255/44-VI-1726/44 

Josef Pl,nek, Postbeamter aus Prag, wurde 811 22.9.1944 llit aeiner Frau Marie 
Pl,nkov,, Postbeamtin aus Prag, wegen Unterstützung einer von der Gaatapo ver­
folgten Person zum Tode verurteilt. 
GZ: e K Ls 228/44-Vl-1690/44 

Jaroslav Kocvara und !Wliloslav Pospisil aus l'llad' Boleelav, beide Angehörige 
der Protektoratsgendarraerie, wurd•n am 28.9.1944 wegen Abhl:Srens ausländischer 
Sender zum Tode verurteilt. 
GZ: ~ K La 258/44-Vl-1730/44 
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Josef Pr,sak wurde am 2.8.1943 wagen Nichtabliafarung von Getreide zum 
Tode verurteilt. 
GZ: 6 K Ls 130/43/1473 

Anton!n Plechat~ aus Nebreziny wurde am 9.8.1943 wagen Nichtablieferung von 
Getreide zum Tode verurteilt. 
GZ: 6 K 15/43/270/43 

V'clav Str!brn~, Elektrotechniker, wurde am 22.12.1944 wegen Einbaus einer 
Kurzwellenempf angsanlage und Abhörens ausländischer Sander zum Tode verur­
teilt. 
GZ: 7 K Ls 333/44-1-2239/44 

Jan NavrStil aus Cakovice wurde am 22.11.1944 wegen Einbaus einer Kurzwellen­
empfangseinrichtung zu• Tode verurteilt. 
GZ: 5 K Ls 307/44-111-2015/44 

Jan Sterusk~ aus Prag wurde am 22.11.1944 wegen Unterstützung einer von dar 
Gestapo verfolgten Person zu~ Tode verurteilt. 
GZ: 1 K Ls 300/44-111-2062/44 

V'clav Ruta aus Doubrava und Josef Tajmr aus M'sov wurdeR 811 28.9.1944 we­
gen Einbaus von Kurzwellenempfangsvorrichtungan zum Tode verurteilt. 
GZ: 6 K Ls 187/44-VI-1738/44 

Jir! Jakovenko, Egon Jiricek, Milos H'jek und Jir! Preininger, alle aus Prag, 
wurden am 21.3.1945 wegen Unterstützung einer von dar Gestapo verfolgten Per­
son zum Tode verurteilt. 
GZ: 3 K Ls 55/45-111-415/45 

Insgesamt trägt Rhode für mehr als 60 Todesurteile VeraRtwartung. 

Mit der Verfolgung und Aburteilung von Manschen, die van der Gestapo Gesuch­
ten halfen, ausländische Sander abharten oder Getreide nicht abliaterterQ, hat 
sich Rhode über die einfachsten Prinzipien dar Menschlichkeit hinveggeaetzt. 
Mit seinen Urteilen trug er zur Durchsetzung der Zwangsverschleppungen zur 
Sklavenarbeit bei, unterstützte er die Deportationen unzähliger in die KZ'•• 
Auf der Kriegsverbrecherliste der CSR steht er deshalb unter dar NUllll8r 
A-38/ae. Heute ist er Ministerialdirigent und Laiter dar allge•aineR Abteilung 
des Landesjustizministeriums von Schleswig-Holstein. 

Doch genau wie z.B. seine Kollegen Ehlars, bis Ende 1975 Verwaltungagarichte­
rat in Schleswig - verantwortlich für die Deportation von 269000 Juden aua 
Belgien nach Auschwitz - und Jaagar, nach 1945 1. Staatsanwalt am Oberlandes­
gericht in Schleswig, ftilher 1. Staatsanwalt am "Volksgarl.chtshof",blieb Rhode 
ungeschoren. 

Artikel 139 des Grundgesetzes bestimmt: 

"Die zur Befreiung das deutschen Volkes vom Nationalsozialis•us und 
Militarismus erlassenen Rechtsvorschriften warden von den Bestim­
mungen dieses Grundgesetzes nicht berührt." 

Das heißt, sie sind bis heute gültiges Recht. Diese Rechtsvorschriften bein­
halten& 

"Zwecks Durchführung dar Umgestaltung das deutschen Gerichtswaaena 
müssen alle früheren Mitglieder der Nazipartei, die sich aktiv tOr 
daran Tätigkeit eingesetzt haben, und alle anderen Personen, die 
an den Strafmethoden des Hitlerregi•es direkten Anteil hatten, ihres 
Amtes als Richter und Staatsanwälte enthoben warden und dOrten nicht 
zu solchen Ä•tern zugelassen werden." 

Es drängt sich dar Gedanke auf, daß die NichtdurchtDhrung dieser Rechtawerachrif­
tan die Ursache fOr folgende GariahtabeachlUsae aind1 
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1. Einstellung das El'llittlungeverfahrens gageA Asbach am 11.11.1975 durch das 
Landgericht LObeck wegan ErschiaBung von 600 Juden im Dezember 1941 in 
Brzacany, und 

2. die Einstellung das Verfahrens gegen den ehemaligen SS-ObarsturmbannfOhrers 
Ehlers durch die Erste Großa Strafkammer des Landgerichts flensburg vom 
12. Februar 1976 wegen Deportierung von 26.000 Juden aus Belgien und frank­
reich 

Hierzu erklärte der Landesverband der VVN-Bund der Antifaschisten am 15~ februar 
1976:" Van einer Sühne der Verbrechen gegen die Menschlichkeit konnte in unserem 
lande, insbesondere in Schleswig-Holstein, niemals die Rade sein. Zutiefst war 
die 1945 in funktion belassene Justiz und P~lizei mit der NS-Vergangenheit ver­
bunden, und keine bisherige Landesregierung hat versucht, diesen Zustand zu 
ändern." 

Durch die namentlich aufgeführten 80 NS-Juristen, die nach 1945 im Schleswig­
Halstainischen Justizapparat tätig waren und sind, koinmt nicht nur die Mißachtung 
des Grundgesetzes Art. 139 und der Rechtsvorschriften zur Umgestaltung des deut­
schen Rechtswesens, sondern der Bruch geltenden Rechts zum Ausdruck. 

Die Bekenntnisse dar Landesregierung und ihres Ministerpräsidenten zur freiheit­
lich-demokratischen Grundordnung, wie sie im Grundgesetz verankert sind, können 
in diesem Zusammenhang nicht glaubw~rdig sein. Ist hiermit beabsichtigt, die 
Öffentlichkeit zu täuschen? 

Die Entfernung der NS-Juristen ist und bleibt unabdingbare Voraussetzung für eine 
demokratische [nt111icklung und Rechtsprechung. 

Ahlgrimm, 
Hans 

Al ff 

Augat, 
Kurt 

Bernzen, 
Alphons, Dr. 

Bockhorn 

Backisch 

Bringmann 

vor 1945 Oberstrichter b. Kriegsgericht 

nach 1945 Amtsgerichtsrat in Eutin 

vor 1945 Oberstabsrichter 

nach 1945 Oberstaatsan~alt in Flensburg 

vor 1945 Kriegsgerichtsrat 

nach 1945 Landgerichtsrat in Kiel 

vor 1945 Kriegsgerichtsrat 

nach 1945 Staatsanwalt in Lübeck, versetzt in den 
Bundesdienst 

vor 1945 Staatsanwalt b. Sondergericht in Berlin 

nach 1945 Amtsgerichtsrat in Kiel 

vor 1945 Kriegsgerichtsrat b.d. Kommandantur d. 
1. Flak-Division 

nach 1945 Landgerichtsrat in Kiel 

vor 1945 Erstar Staatsanwalt für politische Strafsachen 
am Oberlandesgericht Kanigsbarg 

nach 1945 Erster Staatsanwalt - NSDAP Nr. 2 513 810 
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vor 1945 SS-Standartanführer - NSDAP Nr. 220 455 
SS-Gericht, Chef des Amtes 3 

nach 1945 Oberlandasgarichtarat b. Oberlandesgericht 
in Schlea111ig 

vor 1945 NSDAP seit 1931, Gauhauptetellenlaitar, Lai­
ter des Amtes fUr Rechtspolitik, atellv. Gau­
rachtsamtsleiter, stellv. GaufUhrar, A•tsga­
richtsrat in Ratzeburg 

nach 1945 Obarlandesgerichtarat in Schleswig 

vor 1945 1938 Leiter d. Hauptabteilung 11/22 ia Reich ... 
sicherhaitshauptamt, 1940 Leiter dar Staate­
polizeistall• in Liagnitz, 1941 Beauftragter 
d. Chefs d. Sicherheitspolizei für Belgien und 
Nordfrankreich 

nach 1945 Varwaltungagerichtarat b. Verwaltungsgericbt 
Schleswig-Holstein 

vor 1945 Erstar Staatsanwalt am Sondergericht in KBnig8-
barg 

nach 1945 Staatsanwalt in Itzehoe 

vor 1945 Kriegsgerichtsrat b. General d. Lt:1ft111affe 
in Nord-Nor\dagsn 

nach 1945 Amtsgarichtaret in Lübeck 

vor 1945 

nach 1945 

Oberkriegsgerichtsrat, Oberfeldrichter 

Landgerichtsrat in LOback 

vor 1945 Amtsgerichtsrat u. Ankläger beim Sonder­
gericht Kiel 

nach 1945 Landgerichtsdirektor in Kiel 

vor 1945 Regierungsrat u. Lantlkomlllissar b. Chef d. 
Distriktes Lublin; SS-OberaturmfOhrar 

nach 1945 Senatspräsident b. Landessozialgericht in 
Schleswig 

vor 1945 Kriegsgerichtsrat b. d. 13. Luftwaffen-feld­
divieion 

nach 1945 Landgerichtsrat in LOback 

vor 1945 A~tsgerichtarat b. Sondergericht Kiel 

nach 1945 Amtsgerichtsrat in Lübeck 

var 1945 KriagsgarJ.chterat b.d. 4. Panzer-Division 

nach 1945 Amtsgerichtsrat in Kiel 

vor 1945 Oberlandesgarichtsrat b. Sendargericht in 
H•burg 

nach 1945 Landgarichtadiraktar b. Landgericht rlansburg 



Hage111eistar, 
Heinrich 

Heyne 

Hildebrand 

HOckstädt, 
Dr. 

Humbert, 
Dr. 
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Kurt 

Jagow, 
von 
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Felix von 

Kornhuber, 
Dr. 

Krohn, 
Hans Martin 

Krüger, 
Walter 

Kühl, 
Dr. 

Langenbusch 
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vor 1945 Kriagagerichterat b. einem Armee-Obarko11111ando 

nach 1945 Landgerichtsdirektor in Itzehoe; Obarlandee­
gerichtarat in Schleswig 

vor 1945 Richter am Sondergericht Radom 

nach 1945 Landgerichtsrat in Kiel 

vor 1945 Erstar Staatsanwalt f. politische Straf­
sachen in LObeck 

nach 1945 Oberstaatsanwalt in LObeck 

vor 1945 

nach 1945 

Amtsgerichtsrat am Sondergericht in Kiel 

Landgerichtsdirektor in Kiel 

vor 1945 Staatsanwalt b.d. Sondergerichten in Frank­
furt/Oder, Lodz und Berlin 

nach 1945 Staatsanwalt in LObeck 

vor 1945 Staatsanwalt am Sondergericht Wien und An­
kläger am "Volksgerichtshof" 

nach 1945 Erster Staatsanwalt am Oberlandesgericht 
Schleswig 

vor 1945 Landgerichtsrat am Sondergericht Kiel 

nach 1945 Landgerichtspräsident in Lübeck 

vor 1945 Marine-Oberkriegsgerichtsrat 

nach 1945 Landessozialgerichtsrat in Schleswig 

vor 1945 Landgerichtsdirektor am Sondergericht Königsberg 

nach 1945 Oberlandesgerichtsrat in Schleswig 

vor 1945 Kriegsgerichtsrat in Schleswig f.d.Division 190 

nach 1945 Senatspräsident am Oberlandesgericht in Schleswig 

vor 1945 NSDAP seit 1.4.33 (Nr. 1838522); Oberfeldrichter 
Oberkriegsgerichtsrat der 18. Armee 

nach 1945 Amtgerichtsrat in Lübeck 

vor 1945 Staatsanwalt b. Sondergericht in Altena 

nach 1945 Landgerichtsdirektor beim Landgericht in Kiel 

vor 1945 Staatsanwalt beim Sondergericht Kiel 

nach 1945 Staatsanwalt in Kiel 



Leime, 
Waldemar 
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Richard, Dr. 
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Dr. 
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Karl 

Malassa, 
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Planglowski, 
Herbert 

Plartens, 
Jakob 

Martans, 
Kurt 
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vor 1945 l'litgliad der NSDAP Nr. 5 77S 518, Blacklmiter 
Referent b. einem Ganaralko-.iaaariat Daten 

nach 1945 Vizepräsident b. Obarverwalt11ngagaricht 
Schlaswig-Holatain 

vor 1945 NSDAP; Leiter d. Gestapo-Lai tstalla l'lagdabtar; 
SS-ObarsturmfOhrar im Sicherhaitadianat dar 
Reichalaitung dar NSDAP 

nach 1945 Verwaltungsgerichtsrat b. Varwaltungegaricht 
Schleswig-Holstein 

vor 1945 NSDAP seit 1928; 1938-1940 l'litarbeitar d. nRaiah ... 
komali.ssara" in Wien, 1941 l'litarbeitar d. nRaiah ... 
atatthalters" in Pasan, 1943 Plitarbeiter der Privat­
kanzlei Hitlers 

nach 1945 Verwaltungsgerichtsdirektor b. Verwaltungagaricbt 
Schleswig-Holstein 

vor 1945 Amtsgerichtsrat im Nazi-JwstizministariUll Abt. 3 

nach 1945 Obarlandasgarichtsrat in Schleawig 

vor 1945 Landgerichtsrat b. Sondergericht Ziechanau 

nach 1945 Amtsgerichtsdirektor in Kiel 

vor 1945 Feldkriagsgarichtsrat 

nach 1945 Amtsgerichtsrat in Ratzeburg 

vor 1945 Oberstabsrichter b.d. 76. Infanteria-Oiviaion 

nach 1945 Landessozialgarichtsrat in Schleswig 

vor 1945 NSDAP-Gauradnar; Erstar Staatsanwalt b. 
Sondergericht in Königsberg 

nach 1945 Oberstaatsanwalt b.d. Staatsanwaltschaft in 
Itzehoe 

vor 1945 Mitglied der NSDAP Nr. 1 325 479 seit 1932, 
Bürgermeister in Burg/rahmarn, Ortsgruppen- und 
Schulungsleiter d. NSDAP, Hilfsreferent i• NS­
Innamninisterium 1938, 1940/41 Kriegsverwaltungs­
rat in Holland und Frankreich 

nach 1945 Landesverwaltungsgarichtsdirektor b. Landesver­
waltungsgericht Schleswig-Holstein 

vor 1945 Landgerichtsrat b. Sondergericht Kiel 
nach 1945 Landgerichtsdirektor in Kiel 

vor 1945 Staatsanwalt b. Sondergericht Pasan 
nach 1945 Staatsanwalt in Kiel 
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l'löller, 
Wilhalm 

Mohr, 
Otto 
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Dr. 

Nappa, 
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Bruno 

Noack 
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Hans 
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Rudolf, Dr. 
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Rehbock, 
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vor 1~4b Landgerichtsrat b. Sondergericht Kiel 

nach 1945 Oberlandesgerichtarat in Schleswig 

vor 1945 NSDAP (Nr. 2700437); SS; Oberfeldrichter 

nach 1945 Oberamtsrichter in Oldenburg/Holstein 

vor 1945 Kriegsgerichtsrat 

nach 1945 Amtsgerl.chtarat in Husum 

vor 1945 NSDAP; 1939-1942 Oberregierungsrat, zuletzt 
ständiger Vertreter d. Polizeipräsidenten in 
Gdansk; 1942 SS-Sturmbannführer; Polizeipräsi­
dent in Gdynia 

nach 1945 Verwaltungsgerichtsrat b. Verwaltungsgericht 
Schles~ig-Holatein 

vor 1945 Amtsgerichtsrat am Sondergericht Kiel 

nach 1945 Oberamtsrichter in Bad Segeberg 

vor 1945 Amtsge rl.chtarat b. Sondergericht Königsberg 

nach 1945 Amtsgerichtsrat in Kiel 

vor 1945 NSDAP, SA; l'litarbeiter i.d. Raichsleitung 
d. NSDAP 

nach 1945 Landgerichtsrat b. Landgericht in Kiel 

vor 1945 Landgerichtsrat b. Sondergericht Lodz 

nach 1945 Amtsgerichtsrat in Schleswig 

vor 1945 SA seit 1933, NSDAP seit 1937 (Nr. 4403671) 
Oberstabsrichter b.d. 12. Division Sch111erin 
1939 b. Wehrmacht~gericht in Prag 

nach 1945 Staatsanwalt in Itzehoe 

vor 1945 Staatsanwalt für politische Strafsachen in 
Kattowitz 

nach 1945 Landgerichtsdirektor in Flensburg 

vor 1945 Staatsanwalt b. Sondergericht Kiel 

nach 1945 Staatsanwalt Kiel 

vor 1945 Landgerichtsrat b. Sondergericht Brünn 

nach 1945 Amtsgerichtsrat in Itzehoe 

vor 1945 Oberstrichter 

nach 1945 Amtsgerichtsrat in Neumünster; 1974 Oberstaats­
anwalt am Oberlandesgericht Schleswig 

vor 1945 Kammergerichtsrat, Richter am Sondergericht 
Berlin 

nach 1945 Landgerichtsdirektor in Kiel 
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vor 1945 Marinekriegagarichtarat beim Reichskriegagerlcht 

nach 1945 Landgerichtsrat b. Landgericht LUback 

vor 1945 Amtsgerichtsrat b. Sondergericht Elbing 

nach 1945 Amtsgerichtsrat in nansburg 

vor 1945 Richter am Sondergericht.in Prag 

nach 1945 Regierungsdirektor im Justizlllinisterium s.-H. 
Kriegsverbrecherliste d. CSSR Nr. A 38/88 

vor 1945 Landgerichtsrat am Sondergericht Kiel 

nach 1945 Landgerichtsdirektor in flensburg 

vor 1945 NSOAP, SA; Regierungsrat b. "Raichastatthal­
ter" in Posen 

nach 1945 Senatspräsident be Obarwaltungsgericht t. Nie­
dersachsen u. Schleswig-Holstein 

vor 1945 Marine-Oberkriegsgerichtarat 

nach 1945 Erster Staatsanwalt in Lüb•ck 

vor 1945 Oberkriegsgerichtsrat b. Raiehskriegagaricht 
und b.d. Standortko111111andantur in Sofia 

nach 1945 Senatspräsident b. Oberlandesgericht in Schleswig 

vor 1945 NSDAP seit 1932; Vors. d. Kreisparteigerichte 
Marine-Kriegsgerichtsrat; Landgerichtadirektar 
in BerUn 

nach 1945 Amtsgerichtsrat in Kiel 

vor 1945 

nach 1945 

vor 1945 

nach 1945 

vor 1945 

nach 1945 

vor 1945 

nach 1945 

vor 1945 

nach 1945 

vor 1945 

nach 1945 

Kriegsgerichtsrat 

Senatspräsident am Oberlandesgericht in 
Schleswig 

Staatsanwalt b. Sondargarlcht Dresden 

Sozialgerichtsdirektor in Lübeck 

Landgerichtsrat b. Sondergericht in Altona 

Obarlandasgarichtarat b. Oberlandesgericht 
in Schleswig 

Staatsanwalt am Sondergericht Eger 

Regiarungsrat in Kiel (Strafgefängnis) 

Staatsanwalt am Sondergericht Kiel 

Oberstaatsanwalt in Kiel 

Kriegsgerichtsrat b. Luftgau 3/4 in Berlin 

Landgerichtsrat b. Landgerict'tin LObeck 
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vor 1945 Amtsgerichtsrat am Sondergericht Kiel 

nach 1945 Obarlandesgerichtsrat in Schleswig 

vor 1945 Landgarichtarat am Sondergericht Frankr./oder 

nach 1945 Amtsgerichtsrat in Westerland/Sylt 

vor 1945 Amtsgerichtsrat am Sondergericht Lodz 

nach 1945 Oberregierungsrat im Justizministerium 
Schleswig-Holstein 
Oberverwaltungsgerichtsrat in Lüneburg 

zum Beispiel Asbach und Lemke 
Nach der Zerschlagung des Nazi-Regimes verhielten sich viele faschistische 
Funktionäre in Staatsapparat, Wirtschaft, Verwaltung, Schul~esen zunächst 
äußerst zurückhaltend und boten den Besatzungsmlchten ihre "Fachkenntnisse" 
an. 

Anderen NS-Funktionären schien es ratsam, zeitweilig unterzutauchen. 

Unterschiedliche Zielvorstellungen und Intereasenwahrnehmungen der Besatzungs­
mächte, die zur Gründung der Bundesrepublik führten, begünstigten das Wie­
derauftreten der alten Nationalsozialisten. 

Bereits 1950 wurde u.a. eine neue Rechtspartei, der BHE (Bund der Heimatver­
triebenen und Entrechteten) gegründet. Die Hauptlosung ihres Programmes war 
die Rückgewinnung des "Großdeutschen Reiches" und somit die l'lißachtung des 
friedlichen Zusammenlebens der Völker Europas nach der langen Zeit des fa­
schistischen Terrors. Diese Partei wurde ein Sammelbecken reaktionärer Poli­
tiker und mit antikommunistischen und nazistischen Tönen gelang es, in das 
Schleswig-Holsteinische Parla~ent einzuziehen. 

Ein maßgebendes Gründungsmitglied war der spätere stellvertretende l'linisterprä­
sident Asbach, der innerhalb kürzester Zeit zum Sozialminister avancierte und 
in sein l'linisterium l'litarbeiter holte, die zum größten Teil ehemalige National­
sozialisten waren. Weitere Abgeordnete des BHE waren in der Weimarer Zeit be­
strafte Führar der Landvolkbewegung, die 1933 amnestiert wurden, Männer von 
SS-Ordensschulen oder Bürgermeister des nationalsozialistischen Regimes wie 
Alfred Gille, l'litglied der NSDAP und der SA. Er war bis 1939 Bürgermeister 
der Stadt Lätzen gewesen. 1950 wurde er einer der Mitbegründer des BHE, später 
Vorstandsmitglied der GDP. Auch der SS-General Reinefarth, schuldig an der 
Tötung von Zivilpersonen bei der Niederschlagung des polnischen Aufstandes in 
Warschau, nahm einen weinroten Sessel im Plenarsaal des Landtags ein. Weitere 
Minister aus den Reihen des BHE waren Carl Anton Schäfer und Waldemar Kraft, 
der zeitweilig sogar stellvertretender !Ylinisterpräsident war. NSDAP-l'litglied 
Kraft, Gründer und Vorsitzender des BHE, war seit 1939 Präsident der Landwirt­
schaftskammer Posen gewesen, danach Geschäftsführer der "Reichsgesellschaft 
für Landwirtschaft" in Berlin. Bei der Eingliederung der Provinz Posen war er 
zum Ehren-Hauptsturmführer der Allgemeinen SS ernannt worden. 

Als weiteres und u~fassenderes Sammelbecken wurde die CDU zur Heimat ehemaliger 
Nationalsozialisten. Bis zum Ende der letzten Legislaturperiode des Schlesw.-H. 
Landtages gehörte auch Hartwig Schlegelberger zur CDU-Fraktion • Als treuer Ge­
folgsmann des NS-Regimes und Oberstabsrichter der Nazi-Marine verurteilte er 
noch 1944 deutsche Soldaten zum Tode und nahm an ihrer Hinrichtung im Zucht­
haus Brandenburg teil. Spä.ter sorgte Schlegelbergar als Innenminiatar das Landes 
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Schleswig-Holstein mit dafür, daß in Schleswig-Holstein Nazis in Amt und WUrden 
bleiben konnten. Denn sie boten, nach der Lesart dar CDU-Landesregierung, "Jeder­
zeit die Gewähr für die Wahrung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung." 

Diese Grundordnung verteidigen zu müssen, glaubt auch ein8'lderer CDU-Politiker 
berufen zu sein. Er bietet ein erschreckendes Beispiel dafür, daß es in Schlea­
wig-Holstei n nicht nur m6glich war sondern immer noch m6glich ist, als er-er 
Alt-Nazi die h6chsten Ämter zu besetzen. Es ist der frühere ~inistarpräsident 
unseres Landes und jetzige Landtagspräsident Dr. Helmut Lemke. Während das Na­
tionalsoziali smus war Lemke Bürgermeister von Eckernförde und Schleswig. Er be­
grüßte im rrühjahr 1933 als Bürgermeistarvon Eckernf6rde das Hitlerraich mit 
den Worten: " Wir alle, jeder an seiner Statt, sind dazu aufgerufen, die Ha11mer­
schläge des Dritten Reiches auszuführen." Das sah dann so aus, daß in Ecker~ 
f6rde sozialdemokratische und kommunistische Arbeiterfunktionäre verhaftet wur­
den. Laut "Der Spiegel" erfolgte die Verhaftung "auf Anordnung vom Bürgermei­
ster"• 

Den anti-demokratischen Ungeist, den er vor 40 Jahren gegen fortschrittliche De­
mokraten bew.tes, hat Lemke bis heute bewahrt. Es sind die gleichen Gruppen von 
aufrechten Verfechtern der bürgerlichen Freiheitsrechte unseres Grundgesetzes, 
die Altnazi Lemke mit seiner Parole "Freihai t und Sozialismus sind unvereinbar" 
treffen will. Mit ähnlich markigen Worten wurde unser Land schon einmal in die 
braune Unterdrückung geführt. 

Über sieben Jahre lang, von 1950 bis 1957, diente Hans-Adolf Asbach als Sozial­
minister und stellvertretender Ministerpräsident dem Land Schleswig-Holstein und 
der Bundesrepublik Deutschland. 

Als er am s. September 1950 in sein Amt einrückte, schwor er vor dem Abgeordneten­
haus, er werde seine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen, seine rreiheit 
verteidigen, seinen Nutzen mehren und Schaden von ihm wenden. 

Keine zwanzig Jahre vorher war Asbach jedoch bereit gewesen, dem Nationalsozia­
lismus treu zu dienen und das "Tausendjährige Reich" des Faschismus mit aufzu­
bauen. Dieses war den verantwortlichen Politikern wohlbekannt, die ihn in sein 
hohes Amt hievten und insbesondere auch dem damaligen Ministerpräsidenten Kai­
Uwe von Hassel, der Asbach sogar zum stellvertretenden Ministerpräsidenten er­
nannte. 

1933 trat Asbach der NSDAP bei und ein Jahr darauf der SA. Bis 1939 arbeitete er 
als Abteilungsleiter in der Gauverwaltung der "Deutschen Arbeitsfront" in Stet­
tin. 1940 avancierte er zum Kreishauptmann in Galizien im bestztan "Generalgou­
vernement Polen". 

Schon 1950 wurden die ersten Angriffe gegen ihn wegen seiner Tätigkeit als Krais­
hauptmann vorgetragen, die Asbach abtat als: "Kommunistische Verleumdungen aua 
meiner vorpommerschen Heimat, die heute zur DDR geh6rt". Im Jahre 1961 erstattete 
dann ein Israeli Anzeige bei der Zentralen Stelle zur Aufklärung von NS-Verbrechen, 
Asbach habe in Galizien an der Vernichtung von Juden m itgalllirkt. Seit 1961 lief 
nun die Justizmaschinerie, und mit der ihr eigenen Langsamkeit, wann es U11 die 
Aufklärung und Vaantwortlichkeit von NS-Verbrechen gaht, dauerte es über 14 Jahre, 
bis schließlich im Dezember 1975 eine Entscheidung fiel . 

1964 wurden die staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen in Schleswig-Holstein auf­
genommen,und 1969 eröffnete das Landgericht in Lübeck die Voruntersuchung. As­
bach selbst blieb unangetastet. Er, der nach seiner Entlassung als Minister zu~ 
Direktor der landeseigenen "Nordmark"-Wohnungsbaugesellschaft bestellt worden war, 
blieb dies bis 1969, trotz der nunmehr seit 8 Jahren gegen ihn laufenden Ertnitt­
lungen wegen Mordverdachts. Nebenher hatte er auch schon über 300.000,-- DM Mini­
sterpension aus dar Staatskasse eingestrichen. 

Dia staateanwaltschaftlichen Erlllittlungan erhärteten den Verdacht, daß Asbach als 
Kreishauptmann in Brzezany im Distrikt Galizien in sieben fällen an dar Vernich-
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tung von mehreren Tausend Juden und Polan aus Brzezany, Rohatyn und Putotory mit­
gewirkt hat. 

1. Am 1. Oktober 1941 befahl Asbach, daß sich alle erwachsenen Juden des Kreises 
Brzezany, etwa 4.ooo - 5.ooo,auf einem Platz zu sammeln hätten. Etwa 500 von 
ihnen, meist Angehörige der Intelligenz, trieb die deutsche Sicherheitspoli­
zei in das Ortsgefängnis. Diese wurden am nächsten Morgen von der Sicherheits­
polizei in einem nahen Wald erschossen. 

2. Im Frühsommer 1942 wurden in Brzezany nochmals etwa 600 Juden, l'länner, Frauen 
und Kinder, an vorbereiteten Massengräbern erschossen. 

3. Am 20. März 1942 wurden in Rohatyn rund 2.000 Juden von ukrainischer Polizei 
erschossen, nachdem sie zuvor ihre eigenen Gräber hatten ausheben müssen. 

4. Im Dezember 1941 ließ Asbach 600 Juden für eine Umsiedlungsaktion zusammenstel­
len. Sie wurden bereits auf dem Weg nach Podhadjce von der Sicherheitspolizei 
erschossen. 

5. Im Januar 1943 soll Asbach die Erschießung von 45 jüdischen Kindern aus Roha­
tyn befohlen haben. 

Am 17. November 1975 stellte die Staatanwaltschaft Kiel beim Landgericht in Lü­
beck den Antrag, Asbach außer Verfolgung zu setzen und kein Verfahren gegen ihn 
einzuleiten. 

Diese Entscheidung wirft ein bezeichnendes Licht auf die Justiz unseres Landes. 
Obwohl selbst die Staatsanwaltschaft dar Ansicht ist, Asbach habe objektiv ei­
nen Beitrag zur Ermordung der Juden in den genannten Fällen geleistet, seine 
Befehle hätten tausenden von Menschen das Leben gekostet, entläßt sie ihn aus 
der strafrechtlichen Verantworturgmit der dubiosen Begründung, es würde Asbach 
nicht nachzuweisen sei·n, daß er zum damaligen Zeitpunkt wußte, daß die ausge­
sonderten Juden erschossen werden sollten. 

Die vorliegenden, in 56 Aktenbänden zusammengetragenen Ermittlungsergebnisse 
nehmen dieser Behauptung jede Glaubwürdigkeit und setzen das Einstellungsbegeh­
ren in ein rechtsstaatliches Zwielicht. 

Asbach, 
Hans Adolf 

Gille, 
Alfred 

vor 1945 Mitglied der NSDAP seit 1933, 1940 Kreishauptmann 
in Brzezany/Tarnopol. Vorermittlung der Zentralen 
Stelle in Ludwigsburg wegen der Ermordung der jü­
dischen Bevölkerung des Ortes Brzezany. Nach 14 Jah­
ren wurde das Verfahren eingestellt. 

nach 1945 Asbach gehörte von 1950-1957 den CDU-Landesregierun­
gen unter den Ministerpräsidenten Dr. w. Bartram, 
r.w. Lübke, K.u. von Hassel als Minister für Arbeit 
an. Vom 11.10.54 bis 21.10.57 war er ~tellv. Mini­
sterpräsident. 

vor 1945 1933 Eintritt in die SA, 1937 Mitglied der NSDAP­
Gauleitung Ostpreußen. NS Bürgermeister in Lätzen, 
Beisitzer am Volk sgeri eh tsho f. 

nach 1945 Gille gehörte seit 1950 dem Landtag an, Bundesvor­
sitzender der Landsmannschaft Ostpreußen. 1953 
Mitglied des Bundestages, danach erneut Landtagsab­
geordneter in Schleswig-Holstein. 






Lemke, 
Helmut, Dr. 

Kraft, 
Waldemar 

Leverenz, 
Bernhard, Dr. · 

Schlegelberger, 
Hartwig 

Gädt, 
Helmut 

Groß, 
Hermann 

2.3 
vor 1945 Mitglied der NSOAP Nr. 1.048.673 seit 1932; SA-Ober­

truppführer, Ns-Bürgermeister von [ckernf6rd• und 
Schleswig. 

nach 1945 Innenminister unter K.u. von Hassen von 1955-1963, 
stellv. Ministerpräsident l962/63, Ministerpräsident 
vom 7.1.1963 bis 24.5.1971, danach Präsid•nt das 
Landtages. 

vor 1945 Mitglied der NSOAP, nach Überfall auf Palen zu• Eh­
ren-Hauptsturmführer der Allgemeinen SS ernannt. 

nach 1945 Seit 1950 l'litglied das Schlesw.-Holst. Landtags, 
Sprecher dar Landsmannschaft Wartha/Weichsal, ~i­
nanzlllinister und stll.lv. Ministerpräsident in den 
Kabinetten Bartram und Lübke, 1953 Plitgliad des Bun­
destages, Bundesminister für besondere Aufgaben. 

vor 1945 Marine-Oberstabsrichter 

nach 1945 Mitglied das Landtages, Justizminister van 115._ 
1962 und von 1963-1967, stellv. l'linisterpräaident 
von 1958-1962. 

vor 1945 Marine-Oberstabsrichter 

nach 1945 Innenminister von 1963-1971, zugleich stallv. ~ini-
sterpräsident 

vor 1945 Als Führer eines Exekutionakoaunandas im März 1945 
in Eversberg bei Warstein 80 russische Zwangsarbei­
ter erschossen 

nach 1945 Gewerbeoberlehrer in "ölln 

vor 1945 SA seit 19331 Mitglied dar "DautschenAkadalllia" seit 
1936. 1939-45 Leider d. volkswirtschaftlichen Ab­
teilung der Zweigstelle Wien der IG-Farben 

nach 1945 Professor für wirtschaftliche Staatswissenschaft an 
der Universität Kiel 

Helmich, vor 1945 NS-Dozent in Elbing 
Wilhelm, Prof. Dr.nach 1945 Professor an d. Pädagogischen Hochschule in Kiel 

Meissner, vor 1945 Verdacht des Mordes an 4.000 sowjetischen 
Boris, Prof. Dr. Bürgern 

Rauch, 
Georg von 

nach 1945 Lehrstuhl f. Ostkunde a.d. rechts- und staats­
wissenschaftlichen Fakultät d. Universität Kiel. 
Direktor des Seminars f. Recht, Politik und 
Gesellschaft 

vor 1945 NSDAP seit 1933, stellvertretender Kreisleiter 
in Dorpat, Mitglied des NS-Oozentenbundes und 
d. NS-Altherrenbundes, 1936-1939 Dozent an der 
Universität Dorpat 

nach 1945 Mitglied d. "lllissanschaftlichen Prüfungsamtes 
für das Lehramt an höheren Schulen in Schles­
wig-Holstein", Direktor des Seminare f. •stsu­
ropäischa Geschichte und ordentlicher Professor 
an der Universität Kiel, Mitglied des "Ostkol­
legs" der "Bundeszentrale fUr politische Bil­
dung" 
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Redaker, vor 1945 
Martin, Prof. Dr. nach 1945 

Antisemitische Rundfunkreden als Priester 

CDU-Landtagsabgeordneter in Schl.-Holst., Mit­
glied d. "Wissenschaftlichen Prüfungsamtes f. 
das Lehramt an höheren Schulen in Schleswig­
Holstei n", Lehrstuhl für Theologie an der Uni­
versität Kiel 

Wilhelm, 
Theodor 

Wittenburg, 
Fritz 

Oomabyl, 
Josef 

Fischer, . 
Max 

Otto, 
Hans-Werner, Dr. 

Reinefarth, 
Heinz 

Richter, 
Heinz 

Timm 

Völpel, 
Fritz 

vqr 1945 NSDAP, SA, 1934 Redakteur d. "Internationalen 
Zeitschrift für Erziehung" 

nach 1945 Mitglied d. "Wissenschaftlichen PrOfungsamtas 
für das Lehramt an höherenSchulen in Schleswig­
Holstein"; Ordinarius und Direktor des Insti­
tuts f. Pädagogik an der Universität Kiel 

vor 1945 NSDAP-Kreisleiter und SA-Hauptsturmführer in 
Parchim 

nach 1945 Lehrer in Lübeck 

vor 1945 NSDAP, Mitglied d. NSDAP-Leitung im okkupierten 
Prag, führende Funktion in d. Protektoratsver­
waltung 

nach 1945 Regierungsdirektor b.d. Landesregierung s.-Holst. 

vor 1945 Verantwortlich f. Zwangsdeportationen polnischer 
Arbeiter nach Deutschland 

nach 1945 Verwaltungsamtmann in Reinfeld, Schl.-Holst. 

vor 1945 NSDAP seit 1932, Kreisamtsleiter, NS-Landrat 
in Österreich u.d. besetzten Ostgebieten 

nach 1945 Ministerialdirektor und Amtschef im "Ministe­
rium für Arbeit, Soziales und Vertriebene" in 
Schleswig-Holstein 

vor 1945 SS-Obergruppenführer, Generalleutnant d. Polizei 
in Polen 

nach 1945 Abgeordneter des BHE/GDP im Landtag Schl.-Holst. 
Bürgermeister von Westerland/Sylt 

vor 1945 Leiter d. Staatspolizeistelle Frankfurt/Oder; 
Leiter d. Vernichtungsaktion des Einsatzkommandos 
8 in Mogilew/UdSSR 1942 

nach 1945 Dezernent in einer Abteilung d. Versorgungsamtes Kiel 

vor 1945 Generalbevollmächtigter f.d. Arbeitseinsatz, Zwangs­
deportationen aus Polen und Frankreich, Internationa­
le Kriegsverbrecherliste Nr. 38bx/GK303 

nach 1945 Leiter der Abteilung II (Arbeit) im "Ministerium 
für Arbeit , soziales und Vertriebene" in Schleswig­
Holstein" 

vor 1945 NSOAP (Nr. 1537145); SS-Sturmbannführer (Nr. 145072) 
tätig b. Reichskommissar f. Norwegen, Terboven 

nach 1945 1959 Direktor des Landtages v. s.-Holst., 1960 Mi­
nisterialrat 



Winkelmann, 
Otto 

Zornig, 
Karl August 
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vor 1945 SS-Obergruppenführer u. Polizeigeneral; n•b•n Eich­

mann hauptverantwortlich für Deportierung und Er­
mordung 300.000 ungarischer Juden 

nach 1945 CDU-Ratsherr in Kiel, Vorsitzender d. "Vereinigung 
ehemaliger Polizeioffiziere", bezieht Ganaralapenaion 

vor 1945 Oberkriegsgerichtsrat 

nach 1945 Regierungsdirektor im Innenministerium Schl.-Holat. 
Abteilung Wiedergutmachung, leite~ d. Landee•nt­
schädigungsamtes 

Nazis an Schule und Universität 
Dia in Schleswig-Holstein praktizierten Berufsverbote beunruhigen weit• Teil• 
der Bevölkerung, insbesondere die in Ausbildung und Studium befindliche Ju­
gend. Durch die über 20.000 Überprüfungen sind die jungen ~ansehen verunaich•rt 
und eingeschüchtert. 

Diese Gesinnungsschnüffelei richtet großen Schaden bei den h•ranwacnsenden Ju­
gendlichen an, denn sie zerstört das Vertrauen zu der freiheitlich-da„krati­
schen Grundordnung des Grundgesetzes und beeinträchtigt eine demokratische Ent­
wicklung. Untertanengeist, Dud<mäuser- und Denunziantentum sind die rolg•n •i­
ner solchen Politik der Unfreiheit. 

I~ Artikel 3 des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland heißt eaa 

"( 1) Alle l'lenschen sind vor dem Gesetz gleich 
(2) l'länner und rrauen sind gleichberechtigt 
(3) Niemand darf wegen seines Geschlechts, seiner Heimat und Herkunft, 

seines Glaubens, seiner religilsen oder politischen Anschauungen 
benachteiligt oder bevorzugt werden." 

Dieser Artikel, von den Vätern des Grundgesetzes als unveränderbar erklärt, 
wird durch die Berufsverbotspraxis der CDU-Landesregierung verletzt. 

Ebenso verstoßen die Berufsverbote gegen die Grundgesetzartikel 5 (l'leinunga­
freihei t, Wissenschafts- und Theoriefreiheit), 8 (Versa111111lungafreiheit), 
9 (Vereinigungsfreiheit), 12 (rreiheit der Berufswahl) und die Artikel 20 
(Volkssouveränität) und 21 (Parteienprivileg). 

Im Gegensatz zur Verfolgung und Einschüchterung junger aktiver Demokraten 
durch die demokratiefeindlichen Berufsverbote steht die Beschäftigung ehe­
maliger Nazi-Juristen, -Polizeioffiziere, -Hochschullehrer und anderer be­
lasteter Nazis im 6ffantlichen Dienst von Schleswig-Holstein. 

Professor Theodor Wilhelm war Mitglied der SA und der NSDAP und 1934 Redakteur 
der "Internationalen Zeitschrift für Erziehung". 1944 forderte Prof. Wilhelm: 

"Judentum und Freimaurerei gänzlich aus dem nationalen Laben auszusperren •••• 
Oie grundlegende Bedeutung dieser Tatsache für das europäische Geistesleben 
liegt auf der Hand. Sie wird noch dadurch unterstrichen, daß sich, ja länger 
der Krieg dauert, um so unheimlicher der innere Zusammenhang zwischen dem jü­
dischen Weltbild und der vom Bolschewismus angestrebten Weltordnung offen­
bart." 

Dieser l'lann wurde nach 1945 Mitglied dea "Wissenschaftlichen PrOfunga„taa 
für des Lehramt an h6heren Schulen in Schleswig-Holstein" und Ordinarius und 
Direktor des Instituts für Pädagogik an der Universität Kiel. 

Professor Dr. Boris l'leiaanar steht im Verdacht des l'lordaa an 4.00D aowj•tiaoh•R 
Bürgern. Er bekam nach 1945 einen Lehrstuhl fUr Ostkunde an der rechte- und 
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staatswisaanschaftlichan rakultät der Uni Kiel und wurde Direktor das Seminare 
fDr "Recht, Politik und Gesellschaft". 

Oie in ruAktian belassenen Nazis oder die nach dem 131er-Gesetz seit 1951 durch 
die CDU•Landesregierungen wiedereingastellten Nazis stellen zweifellos eine Ge­
fahr für die freiheitlich-demokratische Grundordnung des Grundgesetzes dar. 
Der Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion in Schleswig-Holstein, Dr. Uwe Bar­
schal, hat vor etwa z111ei Jahren ein Thesenpapier "Zur Bildungspolitik vor der 
Landtagswahl"verfaßt, in .dem unter anderem die rorderung erhoben 111ir.d: 

"Die politischen Verhältnisse im Lande müssen sich in der Personalpolitik wie­
derspiegeln." 

Dieses Papier - den CDU-l'litgliedern llit dem Vermerk "vertraulich" zur persön­
lichen Information zugegangen - fordert weiter: 

"Die Schulaufsicht muß auch gegen linke Unterwanderung wirkungsvoll sein ••• 
Dia Schulaufsicht muß den poli tisc h an Willen der Regierung vollstrecken. 
Dieser Wille darf nicht zu erahnen sein." 

An anderer Stelle in diesem Papier heißt es: 

"Der linke Marsch durch die Institutionen macht Lehrer- und Rektorenstellen 
hochpolitisch. Der Extremistenerlaß ist gerechtfertigt. In der Befarderungs­
praxis muß sichtbar- und zwar geräuschlos - werden, daß unsere Regierung CDU­
rreunde am ehesten für geeignet hält, CDU-Politik an Ort und Stalle zu ver­
~irklichan ••• Über die Zusa1111nansetzung aller Reformkolllmissionen ist sicherzu­
atallan, daß linksideologische Entwürfe gar nicht erst zustande kommen." 

Dia Barschal-Thesen sind längst Tagespolitik im CDU-regierten Schleswig-Hol­
stein. Wie das in der Praxis aussieht, zeigt folgendes Beispiel nur zu deut­
lich s 

197:5 fand in einem Itzehoer Lokal ein Schulfest der Kreisberufsschule statt. 
Dar Direktor der Schule, Oberstudiendirektor Hans Duckstein, eingeschriebenes 
CDU~tglied, ließ es sich nicht nehmen, einen eigenen Beitrag zur Unterhal­
tung der Anwesenden zu leisten. Er stieg auf einen Stuhl und stimmte Lieder an. 
Zwei, drei, vier: Das Horst-Wessel-Lied. Und am Ende streckte er den Arm von 
sich und rief den Schülern zu: "Heil Hitler!" 

Seine Sekretärin bezeichnete er als "Rote Sau", weil sie mit dem Chemie-Gewerk­
schaftssekretär Rudi Thiel verheiratet ist. Die Schülervertretung, die für die 
3.ooo Schüler zuständig ist und in der Gewerkschafter und Jusos sitzen, bezeich­
nete er als "Rote Horden, die ich nicht sehen möchte." 

Hans Duckstein - ein Nazi? Seine Methoden zur Eins chüchterung seiner Mitmenschen 
erinnern an Nazimethoden, und er bedient sich einer Sprache und Liedern, die 
man allein von Nazis kennt . 

Wegen dieser Vorkommnisse reichten 26 Lehrer der Kreisberufsschule im Oktober 
1973 Dienstaufsichtsbeschwerde beim Landesschulamt Kiel gegen ihren Schulleiter 
ein und wählten den Lehrer Ortwin Schmidt {SPD) zu ihrem Sprecher. 

Das Landesschulamt von Schleswig-Holstein entsandte den leitenden Regierungs­
Direktor Meyer aus Kiel , um in Itzehoe eine Untersuchung einzuleiten. Nach die­
ser stellte er fest: 

"Das alles genügt nicht , um den Schulleiter seines Amtes zu entheben. Er be­
kommt höchstens eine Rüge." 

Die fragwürdige Personalpolitik der Landesregierung Schleswig-Holstein wird 
deutlich, wenn man verfolgt, wie es dem gewählten Sprecher der Lehrer und Ver­
bindungslehrer der Schüler Ortwin Schmidt weiterhin ergangen ist. 
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Nach ·den Sommerferien 74 wurde ihm von dem Direktor Hans Duckstein sein A•t 
als Verbindungslehrer aberkannt. Das Landesschula•t verfügte die Versetzung 
van Ortwin Schmidt. Ein Klassensprecher schreibt dazu in der antifaachiati­
sohen Wochenzeitung "die tat": 

"Als Schmidt sich nicht einschüchtern ließ, mußte er erfahren, daß der Per­
sonalrat seiner vom Landesschulamt geplanten Versetzung nach ~eldarf zuge­
stimmt hatte. für diese Entscheidung gab dar Personalrat folgende Erklärung 
ab: Der Abteilungsleiter im Landesschulamt, Schütt, habe den Personalrat 
vor die Alternative gestellt, entweder Schmidts Versetzung zuzustiamen oder 
in Kauf nehmen zu müssen, daß er, Schütt, alles tun würde, um Schmidt au• 
dem Dienst zu entlassen." 

Am 20.1.75 erfolgte die Versetzung Schmidts nach Meldorf. Selbst eine Oa•on­
stration hunderter von Eltern, Schülern und Lehrern am 22.1.75 konnte diese 
Versetzung nicht rückgängig machen. Die Versetz~ng sei eine wesentliche Vor­
aussetzung für die Wiederherstellung .das Schulfriedens und eines angeneh••n 
Arbeitsklimas an der Kreisberufsschule Itzehoe. Dies erklärte der Vertreter 
des Kultusministers, Otto Bernhardt (CDU, auf eine Anfrage das SPD-Abgeordne­
ten Kuhlwain im Landtag. 

Ortwin Schmidt wurde aus Itzehoe versetzt, weil er offen gegen den nazietiachen 
Ungeist des Duckstein auftrat und das freiheitlich-demokratische Grundgesetz 
verteidigte. stellt die CDU-Landesregierung mit dieser Entscheidung ihre Glaub­
würdigkeit dar'? 

Ebenfalls an der Itzehoer Kreisberufsschule unterrichtet dar stellvertretende 
NPD-Landesvorsitzende von Schleswig-Holstein, Otto Führer. Hans Lindeaann, dar 
Hausmeister, ist ebenfalls l'litglied der NPD. Insgesa111t sollen lt. Auskunft dar 
Landesregierung über 80 Beamte des Landes Schleswig-HolateiP "rechtsradikalen 
Organisationen, im wesentlichen der NPD8 angeh6ren! 
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